
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2003/00099]
9 NOVEMBER 2002. — Ministeriële omzendbrief PLP 28 betreffende

de onderrichtingen voor het opstellen van de politiebegroting voor
2003 ten behoeve van de politiezone. — Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van de omzend-
brief PLP 28 van de Minister van Binnenlandse Zaken van 9 novem-
ber 2002 betreffende de onderrichtingen voor het opstellen van de
politiebegroting voor 2003 ten behoeve van de politiezone (Belgisch
Staatsblad van 21 december 2002), opgemaakt door de Centrale dienst
voor Duitse vertaling van het Adjunct-arrondissementscommissariaat
in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2003/00099]
9. NOVEMBER 2002 — Ministerielles Rundschreiben PLP 28 über die Richtlinien

für die Polizeizone zur Aufstellung des Polizeihaushaltsplans 2003 — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Rundschreibens PLP 28 des Ministers des Innern vom
9. November 2002 über die Richtlinien für die Polizeizone zur Aufstellung des Polizeihaushaltsplans 2003, erstellt
von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen des Beigeordneten Bezirkskommissariats in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

9. NOVEMBER 2002 — Ministerielles Rundschreiben PLP 28 über die Richtlinien
für die Polizeizone zur Aufstellung des Polizeihaushaltsplans 2003

An die Frau Provinzgouverneurin

An die Herren Provinzgouverneure

An die Frau Gouverneurin des Verwaltungsbezirks Brüssel-Hauptstadt

Zur Information:

An die Frauen und Herren Bürgermeister

An den Herrn Generalkommissar der föderalen Polizei

An den Herrn Vorsitzenden des Ständigen Ausschusses für die lokale Polizei

An die besonderen Rechnungsführer

EINLEITUNG
Zur Anwendung des vorliegenden Rundschreibens verstehen wir unter:
«GIP»: das Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten

Polizeidienstes,
«ABOP»: den Königlichen Erlass vom 5. September 2001 zur Einführung der allgemeinen Buchführungsordnung

der lokalen Polizei,
«NGG»: das Neue Gemeindegesetz vom 24. Juni 1988,
«Rat»: den Gemeinderat in den Eingemeindezonen und den Polizeirat in den Mehrgemeindezonen,
«Kollegium»: das Bürgermeister- und Schöffenkollegium in den Eingemeindezonen und das Polizeikollegium in

den Mehrgemeindezonen.
Nachstehend finden Sie die Richtlinien für die Polizeizone zur Aufstellung des Haushaltsplans für das Jahr 2003.
1. ALLGEMEINE RICHTLINIEN
1.1 Spezifische Aufsicht über den Haushaltsplan, die Haushaltsplanabänderungen und den finanziellen Beitrag der

Gemeinden an die Mehrgemeindezone
Eine Übersicht über die Aufsichtsverfahren und die diesbezüglichen Fristen finden Sie in meinem Rundschreiben

PLP 12 vom 8. Oktober 2001.
Die spezifische Aufsicht über den Haushaltsplan, die Haushaltsplanabänderungen und den finanziellen Beitrag

der Gemeinden an die Mehrgemeindezone wird in den Artikeln 71 bis 76 des GIP geregelt.
1.1.1 Genehmigungsaufsicht über den Haushaltsplan und die Haushaltsplanabänderungen
Aufgrund von Artikel 71 des GIP müssen die Beschlüsse des Rats in Bezug auf den Haushaltsplan und die daran

vorgenommenen Abänderungen dem Gouverneur binnen zwanzig Tagen zwecks Genehmigung zugeschickt werden.
Aufgrund von Artikel 66 des GIP kann die Genehmigung nur wegen Verstoßes gegen die in diesem Gesetz

enthaltenen oder aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Bestimmungen verweigert werden.
Der Gouverneur ist als Kommissar der Föderalregierung die erste Instanz, die zuständig ist, um die

Übereinstimmung des Haushaltsplans mit den von der Föderalbehörde erlassenen Normen zu prüfen.
Aufgrund von Artikel 72 des GIP befindet der Gouverneur über die Genehmigung binnen einer Frist, die fünf Tage

kürzer ist als die für die Aufsicht über den Haushaltsplan der Gemeinden der Zone festgelegte Frist.
Sollte der Rat sich ganz oder teilweise weigern, Einnahmen oder obligatorische Ausgaben in den Haushaltsplan

einzutragen, trägt der Gouverneur die erforderlichen Beträge von Amts wegen darin ein.
Sollte der Rat Einnahmen vorsehen, die der Zone laut Gesetz ganz oder teilweise nicht zustehen, streicht der

Gouverneur je nach Fall den Betrag oder er trägt von Amts wegen den korrekten Betrag ein.
Handelt es sich um eine Mehrgemeindezone, ändert der Gouverneur gleichzeitig mit der von Amts wegen

vorzunehmenden Eintragung beziehungsweise mit der Streichung die Höhe des Beitrags jeder Gemeinde, die der
betreffenden Mehrgemeindezone angehört, ab.

Der Gouverneur übermittelt der Gemeindebehörde beziehungsweise der Behörde der Mehrgemeindezone seinen
Beschluss spätestens am letzten Tag der oben erwähnten Genehmigungsfrist. Nach Ablauf dieser Frist wird davon
ausgegangen, dass der Gouverneur den Polizeihaushaltsplan genehmigt hat.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2003/00099]
9 NOVEMBRE 2002. — Circulaire ministérielle PLP 28 traitant les

directives pour l’établissement du budget de police 2003 à l’usage
de la zone de police. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de la
circulaire PLP 28 du Ministre de l’Intérieur du 9 novembre 2002
traitant les directives pour l’établissement du budget de police 2003 à
l’usage de la zone de police (Moniteur belge du 21 décembre 2002),
établie par le Service central de traduction allemande du Commissariat
d’arrondissement adjoint à Malmedy.
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Der Beschluss des Gouverneurs wird dem Gemeinderat beziehungsweise dem Polizeirat bei seiner nächsten
Sitzung zur Kenntnis gebracht.

In den Artikeln 73 und 74 des GIP wird der Widerspruch beim Minister des Innern gegen die vom Gouverneur
beschlossene Ablehnung oder Anpassung von Amts wegen eines Haushaltsbeschlusses geregelt.

Aufgrund von Artikel 73 des GIP kann der Rat gegen den Beschluss des Gouverneurs zur Ablehnung oder zur
Anpassung von Amts wegen des Polizeihaushaltsplans binnen vierzig Tagen ab dem Tag, nachdem der Gemeindebe-
hörde beziehungsweise der Behörde der lokalen Polizei der Beschluss durch den Gouverneur notifiziert worden ist,
beim Minister des Innern Widerspruch einlegen.

Aufgrund von Artikel 74 des GIP befindet der Minister des Innern über den Widerspruch binnen vierzig Tagen ab
dem Tag nach Empfang des Widerspruchsschreibens. Er übermittelt dem Gouverneur und dem Rat seinen Beschluss
spätestens am letzten Tag dieser Frist. Nach Ablauf dieser Frist wird dem Widerspruch stattgegeben.

Der Beschluss des Ministers wird dem Rat bei seiner nächsten Sitzung zur Kenntnis gebracht.
Aufgrund von Artikel 75 des GIP unterliegen die Haushaltsplanabänderungen ebenfalls der oben beschriebenen

Genehmigungsaufsicht des Gouverneurs.
Die Frist wird so berechnet, dass sie fünf Tage kürzer ist als die für die Aufsicht über die Haushaltsplanabände-

rungen der Gemeinden der Zone festgelegte Frist.
Jeder Beschluss der Aufsichtsbehörde betreffend den Haushaltsplan und die Haushaltsplanabänderungen wird

dem Rat vom Kollegium mitgeteilt (Artikel 7 und 14 der ABOP).
1.1.2 Genehmigungsaufsicht in den Mehrgemeindezonen über die Beschlüsse des Gemeinderates zur Abstimmung

über die finanziellen Beiträge an die Mehrgemeindezone und die daran vorgenommenen Abänderungen
Aufgrund von Artikel 40 des GIP geht der Haushaltsplan der Polizeizone zu Lasten der verschiedenen Gemeinden

der Zone und zu Lasten des Föderalstaats. Sofern die Mehrgemeindezone nicht über ausreichende Mittel zur Deckung
der Kosten verfügt, die bei der Erfüllung ihres Auftrags anfallen, wird die Differenz von den Gemeinden beglichen, die
ihr angehören.

Jeder Gemeinderat der Zone stimmt über die Dotation ab, die dem lokalen Polizeikorps zuzuerkennen ist und der
Polizeizone zugeführt wird. Die Dotation wird in jeden Gemeindehaushaltsplan als Ausgabe eingetragen. Die im
Beschluss des Gemeinderates erwähnte Dotation, die im Gemeindehaushaltsplan als Ausgabe eingetragene Dotation
und die im Polizeihaushaltsplan als Einnahme eingetragene Dotation müssen miteinander übereinstimmen.

Aufgrund von Artikel 71 des GIP werden die Beschlüsse des Gemeinderats in Bezug auf den Beitrag der Gemeinde
an die Polizeizone und in Bezug auf die Abänderungen des Beitrags dem Gouverneur zwecks Genehmigung
zugeschickt.

Aufgrund von Artikel 76 des GIP befindet der Gouverneur darüber binnen fünfundzwanzig Tagen ab dem Tag,
nachdem er diesen Beschluss empfangen hat.

Aufgrund von Artikel 72 des GIP ändert der Gouverneur gleichzeitig mit der von Amts wegen vorzunehmenden
Eintragung beziehungsweise mit der Streichung die Höhe des Beitrags jeder Gemeinde, die der betreffenden
Mehrgemeindezone angehört, an den Polizeirat ab.

Der Gouverneur übermittelt der Gemeindebehörde seinen Beschluss spätestens am letzten Tag der vorerwähnten
Genehmigungsfrist. Nach Ablauf dieser Frist wird davon ausgegangen, dass der Gouverneur den Polizeihaushaltsplan
genehmigt hat.

Der Beschluss des Gouverneurs wird dem Gemeinderat bei seiner nächsten Sitzung zur Kenntnis gebracht.
In den Artikeln 73 und 74 des GIP wird ebenfalls der Widerspruch beim Minister des Innern gegen den Beschluss

des Gouverneurs zur Anpassung des Beitrags oder gegen seinen Ablehnungsbeschluss geregelt. Aufgrund von
Artikel 73 des GIP kann der Gemeinderat gegen den Beschluss des Gouverneurs zur Anpassung des Beitrags oder
gegen seinen Ablehnungsbeschluss binnen vierzig Tagen ab dem Tag, nachdem der Gemeindebehörde der Beschluss
notifiziert worden ist, beim Minister des Innern Widerspruch einlegen.

Aufgrund von Artikel 74 des GIP befindet der Minister des Innern über den Widerspruch binnen vierzig Tagen ab
dem Tag nach Empfang des Widerspruchsschreibens. Er übermittelt dem Gemeinderat seinen Beschluss spätestens am
letzten Tag dieser Frist. Bei Ablauf dieser Frist wird dem Widerspruch stattgegeben.

Der Beschluss des Gouverneurs wird dem Gemeinderat beziehungsweise dem Polizeirat bei seiner nächsten
Sitzung zur Kenntnis gebracht.

Aufgrund von Artikel 75 des GIP finden die Artikel 72 bis 74 ebenfalls Anwendung auf die Gemeinderatsbe-
schlüsse zur Abänderung des Beitrags an die Polizeizone.

Die Genehmigungsfrist im Fall einer Abänderung wird allerdings gemäß Artikel 75 Absatz 2 so berechnet, dass sie
fünf Tage kürzer ist als die für die Aufsicht über die Haushaltsplanabänderungen der Gemeinden der Zone festgelegte
Frist.

1.2 Erstellung des Haushaltsplans
Im Königlichen Erlass vom 5. September 2001 zur Einführung der allgemeinen Buchführungsordnung der lokalen

Polizei (ABOP) werden die Haushalts-, Finanz- und Buchführungsvorschriften der Polizeizone sowie die Sonderregeln
für die Ausübung der Aufgaben des besonderen Rechnungsführers festgelegt, und dies in Ausführung von Artikel 34
des GIP, durch den Artikel 239 des neuen Gemeindegesetzes auf die lokale Polizei zur Anwendung kommt.

Gemäß Artikel 11 der ABOP erstellt das Kollegium den Haushaltsplanentwurf, nachdem es die Stellungnahme
einer Kommission eingeholt hat, in der mindestens ein dazu bestimmtes Mitglied des Kollegiums, der Korpschef der
lokalen Polizei und der besondere Rechnungsführer tagen. Die Stellungnahme der Kommission bezieht sich
ausschließlich auf die Rechtmäßigkeit und die voraussehbaren finanziellen Auswirkungen. Die Stellungnahme der
Haushaltskommission ist nicht notwendigerweise einstimmig. Die Stellungnahme der Haushaltskommission ist ein
Verwaltungsinstrument, das zur Aufstellung eines besseren Haushaltsplans führen kann.

Es ist mehr als ratsam, den besonderen Rechnungsführer aktiv in die Vorbereitung des Haushaltsplans der
Polizeizone einzubeziehen.

Aufgrund von Artikel 5 des ABOP umfasst der Haushaltsplan die genaue Schätzung aller Einnahmen und
Ausgaben, die im Laufe des Finanzjahres getätigt werden können, mit Ausnahme der für Rechnung Dritter verrichteten
oder nur den Barmittelbestand betreffenden Geldbewegungen. Jeder Haushaltsplanartikel muss aufgrund von Artikel 5
der ABOP mit der Wirklichkeit konfrontiert und genau veranschlagt werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass einige
Kosten niedriger ausfallen können, weil durch größere Zonen rationeller organisiert werden kann und somit Kosten
eingespart werden können.

Im Haushaltsplan wird unterschieden zwischen dem ordentlichen Dienst und dem außerordentlichen Dienst und
innerhalb eines jeden dieser Dienste zwischen dem eigentlichen Finanzjahr und den vorherigen Rechnungsjahren.

Gemäß Artikel 34 des GIP, in dem Artikel 238 des NGG für anwendbar erklärt wird, entspricht das Finanzjahr der
Polizeizone dem Kalenderjahr.

Für eine Pilotzone werden die Ausgabenverpflichtungen in Euro in der Kolonne «Rechnung 2001 - Ausgabenver-
pflichtungen» vermerkt, so wie sie in der Rechnung 2001 der «Polizei» eingetragen sind.
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In der Kolonne «Haushaltsplan 2002» werden die Haushaltsmittelbeträge gemäß dem Polizeihaushaltsplan 2002
vermerkt, wobei einerseits die zu diesem Zeitpunkt letzte genehmigte Haushaltsplanabänderung des Rechnungsjah-
res 2002 und andererseits die letzte Aufgliederung der Haushaltsmittelbeträge in jeder wirtschaftlichen Abteilung
berücksichtigt werden.

Gemäß Artikel 10 der ABOP sind die Ausgabenhaushaltsmittel beschränkt und können zu keinen anderen
Zwecken benutzt werden als zu denen, die ihnen im Haushaltsplan zugewiesen sind.

In den Ausgaben des ordentlichen Dienstes gilt die Beschränkung für die Gesamtheit der Haushaltsmittel, die
unter demselben funktionellen Kode (beschränkt auf die ersten drei Ziffern) eingetragen sind und die zu derselben
wirtschaftlichen Abteilung gehören.

Die wirtschaftlichen Abteilungen der Ausgaben des ordentlichen Dienstes sind die Folgenden:
Personal: 70
Betriebskosten: 71
Übertragungen: 72
Schulden: 7X
Vorherige Rechnungsjahre: 76
Überweisungen: 78
Mit anderen Worten können die Haushaltsmittelbeträge in jeder wirtschaftlichen Abteilung ohne Haushaltsplan-

abänderung auf die Haushaltsartikel verteilt werden, die vorher in den Haushaltsplan beziehungsweise in die
Haushaltsplanabänderung aufgenommen worden sind, und zwar im Rahmen des Haushaltsmittelbetrags, der
insgesamt pro wirtschaftliche Abteilung genehmigt worden ist.

Man beachte nochmals den bedeutenden Unterschied zwischen einerseits Artikel 10 der ABOP und andererseits
Artikel 10 der allgemeinen Gemeindebuchführungsordnung (AGBO), in der eine strengere Beschränkung vorgesehen
ist, und zwar auf die Gesamtheit der Mittel, die dieselben - auf die ersten drei Ziffern beschränkten - funktionellen und
wirtschaftlichen Kodes tragen.

Diese weitreichendere Abweichung (das heißt auf Ebene der wirtschaftlichen Abteilung) vom allgemeinen
Grundsatz der Beschränkung der Haushaltsmittel für die Ausgaben des ordentlichen Dienstes ermöglicht eine
genauere Veranschlagung der Haushaltsmittelbeträge des Polizeihaushaltsplans. In diesem Fall genügt es, eine Reserve
auf Ebene der wirtschaftlichen Abteilung vorzusehen. Dies wird normalerweise zu genaueren Haushaltsplanveran-
schlagungen führen und auf Ebene der Rechnung werden weniger Haushaltsmittelbeträge unbenutzt bleiben.

Man beachte zudem die Tatsache, dass die Begriffe «obligatorische / nicht obligatorische Ausgaben» und «von
Amts wegen aufgenommene Ausgaben» momentan noch nicht im AGBO vorkommen.

Gemäß Artikel 34 des GIP, in dem unter anderem Artikel 241 des neuen Gemeindegesetzes für anwendbar erklärt
wird, tritt der Rat gewöhnlich jährlich im Monat Oktober zusammen, um über den Polizeihaushaltsplan für das nächste
Rechnungsjahr zu beraten und zu beschließen.

In Artikel 250bis des GIP wird zudem bestimmt, dass der gemäß den budgetären Mindestnormen festgelegte
Polizeihaushaltsplan in Bezug auf das Veranlagungsjahr 2003 unter normalen Umständen spätestens am 1. Novem-
ber 2002 vom Rat genehmigt sein muss und dass in einer Mehrgemeindezone jeder Gemeinderat den finanziellen
Beitrag an die Mehrgemeindezone vor dieser Frist genehmigt haben muss.

Des Weiteren weisen wir auf Artikel 27 des GIP hin, in dem bestimmt wird, dass die Artikel 84, 86, 87, 87bis, 88,
89, 90, 91, 92, 93, 94, 95 Absatz 2, 96, 97, 98, 99, 100 und 101 des NGG entsprechend auf den Polizeirat anwendbar sind.

Gemäß dem vorerwähnten Artikel 96 des NGG lässt das Kollegium spätestens sieben volle Tage vor der Sitzung,
in der der Rat über den Haushaltsplan beziehungsweise eine Abänderung des Haushaltsplans zu beraten hat, jedem
Ratsmitglied ein Exemplar des Entwurfs des Haushaltsplans beziehungsweise des Entwurfs der Abänderung des
Haushaltsplans zukommen. Der Entwurf wird so übermittelt, wie er dem Rat zur Beratung vorgelegt werden wird, in
der vorgeschriebenen Form und zusammen mit den zu seiner endgültigen Festlegung erforderlichen Anlagen. Dem
Entwurf des Haushaltsplans wird ein Bericht beigelegt.

Der Bericht enthält eine Übersicht über den Entwurf des Haushaltsplans. Außerdem werden in dem Bericht die
allgemeine und die Finanzpolitik der Polizeizone, eine Übersicht über ihre Verwaltungs- und Geschäftslage in
Polizeiangelegenheiten sowie alle zweckdienlichen Informationen dargelegt.

Die Ratssitzung ist öffentlich.
Bevor der Rat berät, kommentiert das Kollegium den Inhalt des Berichts.
In einer Mehrgemeindezone wird der Haushaltsplan vom Polizeirat genehmigt. Von der Regel, wonach jedes

Mitglied des Polizeirats über eine Stimme verfügt (Artikel 25 des GIP), wird bei Abstimmungen in Bezug auf die
Aufstellung des Haushaltsplans, die Abänderungen des Haushaltsplans und die Jahresrechnungen abgewichen
(Artikel 26 des GIP). Gemäß Artikel 24 des GIP verfügt in diesen Fällen jede Gruppe von Vertretern einer Gemeinde
der Polizeizone über ebenso viele Stimmen wie der Bürgermeister dieser Gemeinde innerhalb des Polizeikollegiums.

Gemäß Artikel 24 des GIP verfügt jeder Bürgermeister innerhalb des Polizeikollegiums über eine Anzahl Stimmen
im Verhältnis zur minimalen Polizeidotation, die seine Gemeinde in die Mehrgemeindezone einbringt. In Abweichung
hiervon wird die Anzahl Stimmen in den ersten beiden Jahren nach dem Jahr, in dem die lokale Polizei eingerichtet
worden ist, nach Verhältnis der Nettoaufwendungen für die Funktion Justiz und Polizei unter dem Statistikkode 399
der letzten festgelegten und genehmigten Jahresrechnungen jeder Gemeinde zuerkannt.

Im Königlichen Erlass vom 20. Dezember 2000, B.S. vom 29. Dezember 2000 (deutsche Übersetzung: B.S. vom
27. Februar 2001), sind nähere Informationen über die Methode zur genauen Berechnung der Anzahl Stimmen, über die
ein Bürgermeister im Polizeikollegium verfügt, enthalten. Im Rundschreiben PLP 6 vom 19. März 2001, B.S. vom
13. April 2001 (deutsche Übersetzung: B.S. vom 25. Juli 2001), wird die Berechnungsmethode ebenfalls präzisiert. Bei
der Verabschiedung des Haushaltsplans beziehungsweise der Abänderungen des Haushaltsplans wird die Anzahl
Stimmen, über die der Bürgermeister im Polizeikollegium verfügt, in gleicher Weise auf die Gruppe von Vertretern der
Gemeinde verteilt.

In Ausführung von Artikel 34 des GIP, in dem unter anderem Artikel 242 des NGG für anwendbar erklärt wird,
wird der Polizeihaushaltsplan am Sitz der Polizeizone bereitgelegt, wo jeder, der es wünscht, ihn an Ort und Stelle
einsehen kann.

Auf diese Offenlegung wird mit Anschlägen hingewiesen, die auf Betreiben des Kollegiums innerhalb eines
Monats nach der Verabschiedung des Polizeihaushaltsplans durch den Rat angebracht werden. Die Bekanntmachung
muss mindestens zehn Tage angeschlagen bleiben.

1.3 Übermittlung des Haushaltsplans und der Anlagen
Der Bürgermeisterbeirat hat eine positive Stellungnahme über den Entwurf des Königlichen Erlasses zur

Ausführung der Artikel 71 Absatz 3 und 77 Absatz 2 des GIP abgegeben; er liegt zurzeit zwecks Stellungnahme beim
Staatsrat vor.

In diesem Entwurf des K.E. wird vorgesehen, dass der Haushaltsplan der lokalen Polizei mit allen zur Kontrolle
seiner Übereinstimmung mit dem GIP notwendigen Unterlagen dem Gouverneur innerhalb einer Frist von
zwanzig Tagen ab dem Tag der Verabschiedung des Haushaltsplans zugeschickt werden muss.
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Dem Haushaltsplan 2003 müssen mindestens folgende Unterlagen beiliegen:
1. der Bericht, der eine Zusammenfassung des Haushaltsplans enthält. Der Bericht enthält zudem die allgemeine

und die Finanzpolitik der Polizeizone sowie eine Übersicht über alle Angaben, die einen Einfluss auf die Organisation
und die Arbeitsweise der Polizeizone haben können,

2. die Stellungnahme der Haushaltskommission, die in Artikel 11 der ABOP erwähnt wird,
3. eine Tabelle mit allen Personalangaben, die den Haushaltsplan beeinflussen können. Sie enthält mindestens die

Gehaltstabelle, das finanzielle Dienstalter, die Entschädigungen und die Zulagen jedes Personalmitglieds (gegebenen-
falls je nach Eintragungsnummer, interner Nummer),

4. eine Tabelle der Anleihen und der Schuldentwicklung,
5. der Nachweis, dass der Aushang, durch den jeder den Polizeihaushaltsplan einsehen kann, gemäß Artikel 34 des

GIP durchgeführt worden ist (darf getrennt verschickt werden, jedoch in jedem Fall vor Ablauf der Kontrollfrist).
Die Aufstellung eines Mehrjahresplans ist für 2003 noch nicht vorgeschrieben, sie wird aber angesichts der

Auswirkung des Polizeihaushaltsplans auf die Gemeindehaushaltspläne angeraten.
Wenn der Haushaltsplan aufgrund der koordinierten Gesetze vom 18. Juli 1966 über den Sprachengebrauch in

Verwaltungsangelegenheiten, seiner Ausführungserlasse und anderer Verordnungstexte in zwei Sprachen erstellt
werden muss, wird er auch in zwei Sprachen vorgelegt. Das Gleiche gilt für die dem Haushaltsplan beigefügten
Aktenstücke, die in zwei Sprachen erstellt sind.

Der Haushaltsplan und die Anlagen werden dem Gouverneur in zweifacher Papierausfertigung zugeschickt.
Zudem muss dem Gouverneur eine Datei übermittelt werden. Sie können die zu vervollständigende Datei von der

Website der Direktion der Beziehungen mit der lokalen Polizei herunterladen: www.infozone.be.
Die Haushaltsplandatei in Excel-Format enthält Angaben des Polizeihaushaltsplans. Excel ist allgemein verbreitet,

setzt keine vorherigen Kenntnisse voraus und ist auf den meisten PCs verfügbar. Die Haushaltsplandatei ist
benutzerfreundlich und macht den Benutzer auf logische Fehler in den Angaben aufmerksam.

Die Haushaltsplandatei wird dem Gouverneur entweder per Diskette oder per E-Mail übermittelt, je nach
Möglichkeiten und Auffassung der Provinz, der Sie unterstehen. Siehe nachstehende Tabelle.

Die Polizeizonen, die Probleme mit der benutzten Software haben, können mit dem Helpdesk Kontakt aufnehmen:
Tel.: (02) 500 27 24 und (02) 500 25 71,
Fax: (02) 500 27 96,
E-Mail: zpzteam.ap@mibz.fgov.be.
Nachdem der Gouverneur über den Haushaltsplan befunden hat, werden die Haushaltsplandatei sowie die

eventuell vom Gouverneur vorgenommenen Abänderungen der Direktion der Beziehungen mit der lokalen Polizei
(CGL) übermittelt, die mit der Sammlung und Auswertung der morphologischen Angaben der lokalen Polizeidienste
beauftragt ist. Der Gouverneur kann der CGL die Haushaltsplandatei entweder per Diskette oder am besten per E-Mail
an folgende Adresse übermitteln: zpzteam.ap@mibz.fgov.be.

Die gesammelten Daten dienen in erster Linie dazu, den zuständigen Behörden und allen betroffenen Personen so
schnell wie möglich eine zuverlässige Übersicht über die Finanzpolitik der lokalen Polizei zu geben. Die lokale
Polizeipolitik verdient ständige Beachtung. Für die politischen Verantwortlichen (ungeachtet der Ebene) ist es wichtig,
über zuverlässige Informationen zu verfügen, damit die Organisation der lokalen Polizei auf Ebene der Politik und auf
Verwaltungsebene optimal ausgebaut werden kann. Den Polizeizonen wird dies die Möglichkeit bieten, sich innerhalb
des polizeilichen Systems besser einordnen zu können.

Provinz per E-Mail per Diskette Kontaktperson

Antwerpen toezichtlokalepolitie@fed.provant.be ja GOETSCHALCKX Hugo

Wallonisch-Brabant gouv.prov.bw.piot@skynet.be ja CHAVALLE Laurence

Brüssel-Hauptstadt guy.timmermans@brugouverneur.irisnet.be ja TIMMERMANS Guy

Hennegau polfinht@ibelgique.com nein BRONSART Philippe

CANTINIEAUX Marijke

Limburg directie10@limburg.be nein ROOSEN Caroline

Lüttich olivier.schoovaerts@prov-liege.be

Luxemburg magin.christian@skynet.be nein MAGIN Christian

Namur gpnamur.police@skynet.be ja DANIEL Colette

Ostflandern herman.baltazar@oost-vlaanderen.be nein BUYST Rita

Flämisch-Brabant politietoezicht@vl-brabant.be nein HERTENS Erwin

Westflandern rosy.albers@west-vlaanderen.be nein DE RAMMELAERE Luc

1.4 Muster des Haushaltsplans
Das Muster des Polizeihaushaltsplans ist dasjenige des Gemeindehaushaltsplans. Ich bitte Sie, dieses Muster strikt

einzuhalten.
Für die Titelseite und die erste Seite des Polizeihaushaltsplans bitten wir Sie, die Muster aus der Haushaltsplan-

datei zu benutzen, die auf der Internetseite der Direktion der Beziehungen mit der lokalen Polizei - www.infozone.be
- zur Verfügung stehen. Die erste Seite ist im Vergleich zu 2002 leicht abgeändert worden.

Aufgrund von Artikel 41 der ABOP gelten für den Polizeihaushaltsplan die funktionellen und wirtschaftlichen
Klassifikationen, die in der Anlage zum Ministeriellen Erlass vom 30. Oktober 1990 zur Ausführung des Artikels 44 des
Königlichen Erlasses vom 2. August 1990 zur Einführung der allgemeinen Gemeindebuchführungsordnung (AGBO),
abgeändert durch den Ministeriellen Erlass vom 25. März 1994, aufgeführt sind.

Die Ausgaben und Einnahmen der lokalen Polizei werden vorzugsweise unter dem funktionellen Kode 330xx - als
«Lokale Polizei» zu lesen - eingetragen.

Inhalt und Bedeutung der wirtschaftlichen Kodes müssen strikt eingehalten werden; die Beschreibung darf durch
eine deutlichere, der lokalen Polizeizone angepassten Beschreibung ersetzt werden.

1.5 Haushaltsplanabänderungen
Die Haushaltsplanabänderungen sollten rechtzeitig festgelegt werden, sodass eine ordnungsgemäße Bestimmung

der Ausgaben nicht in Frage gestellt wird.
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Die auf die Haushaltspläne der Polizeizone anwendbare spezifische Aufsicht wird vollständig auf die
Abänderungen angewandt, die die Polizeizone am Haushaltsplan vornimmt. Die spezifische Aufsicht wurde bereits
unter Nr. 1.1.1 des vorliegenden Rundschreibens behandelt.

In Bezug auf die Übermittlung der Haushaltsplanabänderung(en) und der entsprechenden Anlagen ist Nr. 1.3 des
vorliegenden Rundschreibens anwendbar. Das bedeutet, dass im Fall einer Haushaltsplanabänderung die Haushalts-
plandatei dem Gouverneur vollständig per Diskette oder per E-Mail übermittelt werden muss.

Außerdem werden die Haushaltsplanabänderungen laut Artikel 14 der ABOP den gleichen Verfahren wie der
Haushaltsplan unterzogen.

Dies bedeutet unter anderem, dass die Stellungnahme der Haushaltskommission auch für Abänderungen des
Haushaltsplans erforderlich ist.

Gemäß Artikel 15 der ABOP müssen bei Haushaltsabänderungen so früh wie möglich die Haushaltsmittel
eingetragen werden, die notwendig sind, um die Ausgaben zu decken, die durch unvorhergesehene und zwingende
Umstände erforderlich werden, sowie die Haushaltsmittel, die sich auf unvorhergesehene Einnahmen beziehen.

In Ausführung von Artikel 86 Nr. 2 des GIP muss dem Gouverneur eine für gleich lautend erklärte Kopie der
Beschlüsse des Rates und des Kollegiums über Ausgaben zugeschickt werden, die aufgrund unvorhergesehener
Notsituationen erforderlich wurden, unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 85 des GIP, die vorschreiben, dass
dem Gouverneur eine Liste der Beschlüsse des Rates mit einer kurzen Zusammenfassung der darin geregelten
Angelegenheiten, die die lokale Polizei betreffen, übermittelt wird.

Es liegt im Interesse der Polizeizonen, die Haushaltsplanabänderungen sehr genau zu veranschlagen, damit die
letzten Haushaltsangaben möglichst nahe an die Haushaltsrechnung herankommen. Dies erlaubt eine realistischere
Aufstellung des nächsten Haushaltsplans. Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der ABOP wird nämlich das Ergebnis des
Haushaltsplans des vorigen Rechnungsjahres und seiner eventuellen Abänderungen als geschätzter Überschuss oder
geschätztes Defizit der vorherigen Rechnungsjahre auf den folgenden Haushaltsplan übertragen.

Um ein vermutliches Ergebnis des vorherigen Rechnungsjahres, das auf den folgenden Haushaltsplan übertragen
wurde, durch ein tatsächliches Ergebnis der abgeschlossenen Haushaltsrechnung zu ersetzen, ist gemäß Artikel 9
Absatz 2 der ABOP keine Haushaltsplanabänderung erforderlich.

Falls jedoch die Eintragung des wirklichen Ergebnisses der abgeschlossenen Haushaltsrechnung ein Defizit
verursacht oder vergrößert, trifft der Rat die angemessenen Maßnahmen, um den Haushaltsausgleich wiederherzu-
stellen. In den Mehrgemeindezonen sind diese Maßnahmen erst nach Beratung und im Einverständnis mit den
verschiedenen Gemeinderäten durchführbar. Siehe hierzu Artikel 9 Absätze 3 und 4 der ABOP.

Sollte zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des vorliegenden Rundschreibens der Polizeihaushaltsplan 2003 bereits
vom Rat gebilligt worden sein, so muss die Polizeizone dem Gouverneur die Haushaltsplandatei auf jeden Fall
übermitteln. Sollte der Gouverneur besagten Polizeihaushaltsplan zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses
Rundschreibens noch nicht genehmigt haben, muss er die Aufsicht unter Berücksichtigung des vorliegenden
Rundschreibens ausüben. Sollte der Gouverneur den Polizeihaushaltsplan bereits genehmigt haben, wird die
Haushaltsplandatei der CGL auf jeden Fall übermittelt. In diesem Fall muss die Polizeizone bei der nächsten
Haushaltsplanabänderung den Polizeihaushaltsplan 2003 an das vorliegende Rundschreiben anpassen.

2. RICHTLINIEN ZUM HAUSHALTSPLAN DES ORDENTLICHEN DIENSTES
Wir möchten vorher darauf hinweisen, dass der Königliche Erlass vom 24. Dezember 2001 zur Festlegung der

budgetären Mindestnormen der lokalen Polizei nur den Ausgabenhaushaltsplan des Rechnungsjahres 2002 betraf und
folglich NICHT für 2003 anwendbar ist.

Im Entwurf eines K.E. über das Rechnungsjahr 2003 ist in Bezug auf die budgetären Mindestnormen vorgesehen,
dass der ordentliche Haushaltsplan 2003 mindestens die Haushaltsmittel umfassen muss, die für eine angemessene
Bezahlung des Personals und für eine reibungslose Arbeit der Polizeizone notwendig sind.

Sobald der Bericht der Ständigen Begleitkommission über die Evaluation der Polizeireform und des Finanzie-
rungssystems eingereicht worden ist, namentlich im September 2003, werden die budgetären Mindestnormen 2004
angepasst.

2.1 Die ordentlichen Ausgaben - Personal (70)
2.1.1 Mindestpersonalbestand
In Artikel 38 des GIP wird festgelegt, dass der König für jede Polizeizone den Mindestbestand an Einsatzpersonal

und an Verwaltungs- und Logistikpersonal der lokalen Polizei unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Zone
bestimmt. Durch den Königlichen Erlass vom 5. September 2001 zur Festlegung des Mindestbestandes an
Einsatzpersonal und an Verwaltungs- und Logistikpersonal der lokalen Polizei gelangen die Artikel 38 und 47 des GIP
zur Ausführung.

Die festgelegten Mindestnormen in Bezug auf den Mindestbestand werden gemäß Artikel 3 des vorgenannten
Königlichen Erlasses für jede Zone geschätzt und eventuell vor dem 31. Dezember 2002 neu berechnet.

Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass der König, wie in Artikel 4 des vorerwähnten K.E. bestimmt, aufgrund
eines mit Gründen versehenen Antrags Abweichungen in Bezug auf die Mindestnorm gewähren kann. Eine
Abweichung aus budgetären Gründen gehört zu den Möglichkeiten, die eines mit Gründen versehenen Antrags
bedürfen.

2.1.2 Veranschlagung der Personalausgaben
2.1.2.1 Allgemeines
Die Personalausgaben müssen realistisch veranschlagt werden, indem folgenden Faktoren Rechnung getragen

wird:
— der Berücksichtigung des K.E. vom 5. September 2001,
— den «Mitteilungen des LASSPLV über die Polizeireform», in denen die verschiedenen sozialversicherungs- und

pensionsbeitragspflichtigen Lohnelemente behandelt werden; diese Mitteilungen können auf der Internetseite des
LASSPLV (http://www.onssapl.fgov.be) eingesehen werden.

— Im Fall einer Überschreitung des Schwellenindexes 2003 werden 2003 auch die Lohnkosten steigen;
ausführlichere Informationen hierüber finden Sie auf der Internetseite des Föderalen Planbüros:

http://www.plan.be/fr/projects/indprix/indprix.htm,
— die Nichtindexierung bestimmter Zulagen und Entschädigungen; siehe Artikel 157 des Programmgesetzes vom

2. August 2002 (B.S. vom 29. August 2002), in Anlehnung an die Protokolle Nr. 57 und 57/1 des Verhandlungsaus-
schusses für die Polizeidienste (siehe ebenfalls nachstehenden Nr. 2.1.2.3),

— der Zuerkennung und des Zeitpunkts periodischer Erhöhungen,
— der wahrscheinlichen oder reellen Erhöhung oder Verringerung der Anzahl Personalmitglieder.
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Zur Rechtfertigung der Veranschlagung der Personalausgaben (Gehälter, Zulagen, Entschädigungen, Prämien,
Arbeitgeberbeiträge) muss eine detaillierte Tabelle der Personalausgaben der Polizeizone (nach der Eintragungsnum-
mer, internen Nummer oder der Funktion), vervollständigt durch die für zusätzlich einzustellendes Personal
geschätzten Kosten, den Ratsmitgliedern zur Einsichtnahme offen gelegt werden. Diese detaillierte Tabelle wird dem
Haushaltsplan beigefügt, siehe diesbezüglich Nr. 1.3.

Nachstehend finden Sie eine Tabelle über die Prozentsätze der Sozialversicherungs- und der Pensionsbeiträge, die
für das Rechnungsjahr 2003 auf die statutarischen Personalmitglieder (einschließlich der Mitglieder des ehemaligen
föderalen Einsatzpersonals für die Pensionsbeiträge), die Personalmitglieder mit Arbeitsvertrag beziehungsweise die
BVB anwendbar sind.

Statutarische
Personalmitglieder

Personalmitglieder
mit Arbeitsvertrag

BVB

Beitrag Beitrag Beitrag

Arbeit-
geber

Arbeit-
nehmer

Arbeit-
geber

Arbeit-
nehmer

Arbeit-
geber

Arbeit-
nehmer

Gesundheitspflege 3,80 % 3,55 % 3,80 % 3,55 % 3,55 %

Fonds für kollektive
Ausrüstungen und
Dienstleistungen

0,05 % 0,05 % 0,05 %

Kinderzulagen 5,25 % 5,25 %

Berufskrankheiten 0,17 % 0,17 %

Lohnmäßigung 6,19 % 6,96 % 5,67 %

Krankengeld 2,35 % 1,15 % 1,15 %

Arbeitslosigkeit 1,46 % 0,87 % 0,87 %

Zwischensumme 15,46 % 3,55 % 20,04 % 5,57 % 5,72 % 5,57 %

Pensionen 20,00 % 7,50 % 8,86 % 7,50 % 7,50 %

Gesamtzahl 35,46 % 11,05 % 28,90 % 13,07 % 5,72 % 13,07 %

Arbeitsunfälle Vertrag
(Schätzung 1,7 %)

Vertrag
(Schätzung 1,7 %)

Vertrag
(Schätzung 1,7 %)

Gemeinsamer Sozial-
dienst

0,15 % 0,15 % 0,15 %

Die Personalausgaben in Bezug auf das im Rahmen der Sicherheits- und Gesellschaftsvereinbarungen tätige
Zivilpersonal werden nicht in den Polizeihaushaltsplan, sondern in den entsprechenden Gemeindehaushaltsplan
eingetragen. Die spezifische Dotation 2003, durch die die Regierung ihrer Verbindlichkeit gegenüber Gemeinden mit
einer Sicherheits- und Gesellschaftsvereinbarung nachkommt, wird der Gemeinde und nicht der Zone zugeteilt. Jedoch
spricht nichts dagegen, dass das Zivilpersonal zu Gunsten der Zone arbeitet. In diesem Fall kann dies im Rahmen der
intrazonalen Aufteilung verrechnet werden.

Die Personalausgaben in Bezug auf das Zivilpersonal, das mit Arbeiten beauftragt ist, die nicht zu den
Polizeiaufträgen gehören (zum Beispiel: Strafregister), dürfen ebenfalls nicht in den Polizeihaushaltsplan eingetragen
werden.

2.1.2.2 Gehälter
Im Königlichen Erlass vom 30. März 2001 zur Festlegung der Rechtsstellung des Personals der Polizeidienste

(RSPol) wird in puncto Gehälter Folgendes bestimmt:
° Artikel XI.II.13 § 1:
Das Gehalt des Personalmitglieds wird monatlich in Höhe von einem Zwölftel des Jahresgehalts nach dem

Fälligkeitsplan gezahlt, der auf die Beamten der föderalen Ministerien angewandt wird.
° Artikel XII.XI.59 (Übergangsbestimmungen):
In Abweichung von Artikel XI.II.13 § 1 und ungeachtet der Tatsache, ob von der möglichen Beibehaltung des

ursprünglichen Statuts Gebrauch gemacht wird, behält das derzeitige Personalmitglied des Einsatzkaders, das bis zum
Tag vor dem Datum des In-Kraft-Tretens des vorliegenden Erlasses das Statut eines Personalmitglieds des
Einsatzkaders eines Gemeindepolizeikorps besaß, das Recht auf Vorauszahlung seines Gehalts, wenn dies vor dem
Datum des In-Kraft-Tretens des vorliegenden Erlasses auf das Personalmitglied angewandt wurde.

Das Gleiche gilt für Zulagen und jeden anderen Bestandteil des Gehalts, die zusammen mit dem Gehalt gezahlt
werden. Jedoch ist die Bezahlung der Kinderzulagen nicht vom vorliegenden Artikel betroffen.

Im Königlichen Erlass Nr. 279 vom 30. März 1984 über die nachträgliche Zahlung der Gehälter bestimmter
Bediensteter des öffentlichen Sektors ist Folgendes festgelegt:

° Artikel 2:
Das Gehalt der in Artikel 1 erwähnten Personalmitglieder wird ab dem Monat Juli 1984 nachträglich gezahlt, und

zwar am letzten Werktag des Monats, mit Ausnahme der Zahlung des Gehalts für den Monat Dezember, das am ersten
Werktag des Monats Januar des darauf folgenden Jahres gezahlt wird. Das Gleiche gilt für Zulagen und für jeden
anderen Bestandteil des Gehalts, die zusammen mit dem Gehalt gezahlt werden ...

Mit anderen Worten:
— Die früheren Personalmitglieder der föderalen Polizei, die vor dem 1. April 2001 bereits nach dem

Fälligkeitsplan bezahlt worden sind, der auf die Beamten der föderalen Ministerien angewandt wird, müssen weiterhin
am Ende jeden Monats bezahlt werden, mit Ausnahme des Monats Dezember, für den das Gehalt im Januar des darauf
folgenden Jahres gezahlt wird.

— Die früheren Personalmitglieder der Gemeindepolizei behalten das Recht auf Vorauszahlung ihres Gehalts,
wenn dies vor dem 1. April 2001 der Fall gewesen ist.

In Bezug auf die Finanzplanung und -verwaltung der lokalen Polizei finden folgende Bestimmungen Anwendung:
Artikel 34 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 (GIP), durch den Artikel 238 des neuen Gemeindegesetzes

Anwendung findet:
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Das Finanzjahr der Gemeinden/Mehrgemeindezonen entspricht dem Kalenderjahr. Als einem Rechnungsjahr
zugehörige Anrechte und Verpflichtungen gelten nur Anrechte, die die Gemeinde/Mehrgemeindezone in diesem
Rechnungsjahr erworben hat, beziehungsweise Verpflichtungen, die sie ihren Gläubigern gegenüber in diesem
Rechnungsjahr eingegangen ist, unabhängig vom Rechnungsjahr, in dem sie ausgeglichen werden.

Ergänzend wird in Artikel 5 des K.E. vom 5. September 2001 zur Einführung der allgemeinen Buchführungsord-
nung der lokalen Polizei (ABOP) Folgendes festgelegt:

Der Haushaltsplan umfasst die genaue Schätzung aller Einnahmen und aller Ausgaben, die im Laufe des
Finanzjahres getätigt werden können ...

Da die Gehälter der früheren Personalmitglieder der föderalen Polizei für den Monat Dezember gemäß
Artikel XI.II.13 § 1 und Artikel XII.XI.59 des RSPol erst ab Anfang Januar des darauf folgenden Jahres gezahlt werden
müssen und demnach erst im Laufe des darauf folgenden Jahres eine Ausgabe darstellen, gehören sie zum darauf
folgenden Jahr und müssen demzufolge im Haushaltsplan des darauf folgenden Jahres veranschlagt werden.

Folglich umfasst der Haushaltsplan 2003 in Bezug auf die Gehälter die für die Verpflichtungen/Ausgaben des
Rechnungsjahrs 2003 notwendigen Haushaltsmittel, das heißt:

— die Gehälter von Dezember 2002 bis November 2003 (in Übereinstimmung mit den föderalen Haushaltsplan)
in Bezug auf:

° die früheren Personalmitglieder der föderalen Polizei,
° alle seit dem 1. April 2002 eingestellten Personalmitglieder (sie haben nämlich das Recht auf Vorauszahlung des

Gehalts vor dem 1. April 2001 nicht erworben),
— durch eine Übergangsbestimmung, die Gehälter von Januar 2003 bis Dezember 2003 in Bezug auf die früheren

Personalmitglieder der Gemeindepolizei, die das Recht auf Vorauszahlung des Gehalts vor dem 1. April 2001 erworben
haben.

Mit der Zeit werden alle Personalmitglieder der integrierten Polizei in Ausführung von Artikel XI.II.13 § 1 wie die
Beamten der föderalen Ministerien nachträglich und nach dem gleichen Fälligkeitsplan bezahlt werden.

Die Haushaltsmittel für die Gehälter von Dezember 2002 müssen nicht in den Haushaltsplan des vorigen
Rechnungsjahres eingetragen werden; sie dürfen in den Haushaltsplan des Rechnungsjahres 2003 eingetragen werden.

2.1.2.3 Zulagen, Entschädigungen und Prämien
° In Ausführung des Königlichen Erlasses vom 30. März 2001 zur Festlegung der Rechtsstellung des Personals der

Polizeidienste (RSPol) müssen viele Zulagen, Entschädigungen und Prämien im Laufe des zweiten Monats nach dem
Bezugsmonat beziehungsweise Bezugszeitraum gezahlt werden, in dem die Leistungen erbracht worden sind.

Beispiel:
— In Artikel XI.III.6 § 4 des RSPol wird für Samstags-, Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit Folgendes festgelegt:
Die zu entrichtenden Beträge werden im Laufe des zweiten Monats nach dem Monat bezahlt, in dem die Arbeiten

durchgeführt worden sind.
— In Artikel XI.III.7 § 3 des RSPol wird für die Stundenzulage für zusätzliche Dienstleistungen Folgendes

festgelegt:
Die zu entrichtenden Beträge werden im Laufe des zweiten Monats nach Abschluss des Besugszeitraums bezahlt.

Im Fall von Mobilität, Bestellung von Amts wegen, Neuzuweisung oder im Sterbefall werden sie im Laufe des zweiten
Monats nach dem Datum dieses Ereignisses bezahlt.

Da die Ausgabe in Bezug auf die betreffenden Zulagen, Entschädigungen und Prämien für den (vor)letzten
Monat/letzten Bezugszeitraum des Rechnungsjahrs gemäß dem RSPol nur zu Beginn des darauf folgenden
Rechnungsjahrs Pflicht ist und sie erst das darauf folgende Jahr getätigt werden kann, gehört sie zum darauf folgenden
Rechnungsjahr und müssen die Ausgaben im Haushaltsplan des darauf folgenden Rechnungsjahrs veranschlagt
werden.

Folglich umfasst der Haushaltsplan 2003 in Bezug auf die betreffenden Zulagen Entschädigungen und Prämien die
nötigen Haushaltsmittel für den Zeitraum Dezember 2002 (eventuell November 2002)/letzten Bezugszeitraum 2002 bis
November 2003 (eventuell Oktober 2003)/vorletzten Bezugszeitraum.

Die Haushaltsmittel für die Zulagen, Entschädigungen und Prämien in Bezug auf die Leistungen, die im vorletzten
Monat/letzten Bezugszeitraum erbracht worden sind, müssen nicht in die Haushaltspläne der vorigen Rechnungsjahre
eingetragen werden, sie dürfen in den Haushaltsplan des Rechnungsjahres 2003 eingetragen werden.

° Wie in Nr. 2.1.2.1 erwähnt, wird in Artikel 157 des Programmgesetzes vom 2. August 2002 (B.S. vom
29. August 2002) unter anderem vorgesehen, dass bei den ersten zwei Indexanpassungen am ersten Januar 2002 und
am 31. Dezember 2003 folgende Gehaltszuschläge, Zulagen und Entschädigungen nicht indexiert werden:

1. der Gehaltszuschlag für die Ausübung eines Mandats (XI.II.17 RSPol),
2. die in Teil XI Titel III Kapitel III bis X RSPol erwähnten Zulagen,
3. die in Teil XI Titel IV Kapitel II bis VI RSPol erwähnten Entschädigungen,
4. die in Teil XI Titel IV Kapitel VII RSPol erwähnten Entschädigungen, mit Ausnahme derer, die in Abschnitt 4 und

in Artikel XI.IV.106 erwähnt sind,
5. die in den Artikeln XII.XI.20, XII.XI.21, XII.XI.23 und XII.XI.51 RSPol erwähnten Zulagen,
6. der in Artikel XII.XI.86 RSPol erwähnte Gehaltszuschlag.
Bei der Veranschlagung 2003 der Gehaltszuschläge, Zulagen und Entschädigungen muss die oben erwähnte

Nichtindexierung berücksichtigt werden.
° In Bezug auf die Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit für Entschädigungen, Prämien und Zulagen machen

wir Sie auf folgende Punkte aufmerksam:
— Artikel 15 des Gesetzes vom 6. Mai 2002 zur Einrichtung des Pensionsfonds der integrierten Polizei und in

Bezug auf besondere Bestimmungen in Sachen soziale Sicherheit:
Bezüglich der Sozialversicherungsbeiträge für Zulagen, Prämien und Entschädigungen der Personalmitglieder ist

die von den Gemeinden und den Mehrgemeindepolizeizonen getragene Last auf die Sozialversicherungsbeiträge für
Zulagen, Prämien und Entschädigungen begrenzt, die für das Jahr 2000 von den Gemeinden für das Polizeipersonal
getragen wurden,

— den Königlichen Erlass zur Festlegung der Mehrkosten in Bezug auf den Teil der Sozialversicherungsbeiträge
für Entschädigungen, Prämien und Zulagen der Personalmitglieder der Polizeizonen.

Der von den Gemeinden für das Jahr 2000 geschuldete Betrag der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit für
Zulagen, Prämien und Entschädigungen für das Polizeipersonal, nachstehend Höchstbetrag genannt, ist vom LASSPLV
berechnet worden.

Die Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit für Zulagen, Prämien und Entschädigungen für das Rechnungs-
jahr 2003 müssen getrennt veranschlagt werden. Die gesamte Veranschlagung minus der Höchstgrenze (nach 2003 und
gemäß Artikel 4 des K.E. vom 14. Mai 2002 indexiert) bildet die föderale soziale Dotation II, siehe nachstehend
Nr. 2.8.1.3.
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2.1.3 Mögliche Unterfunktionen in Bezug auf die Personalausgaben
Die Unterfunktionen 33001 bis 33090 sind der Eintragung der Personalausgaben des Einsatzkaders in den

Haushaltsplan vorbehalten. Der Spielraum erlaubt es, in Erwartung einer analytischen Buchhaltung je nach Bedarf der
Zone eine analytische Unterteilung durchzuführen.

Die Mandatszulage des Korpschefs, wie sie in Artikel XI.II.17 und in Anlage 3 zum K.E. vom 30. März 2001
erwähnt ist, ist aufgrund von Artikel 7 Nr. 2 Buchst. b) des Gesetzes vom 30. März 2001 (B.S. vom 18. April 2001)
sozialversicherungs- und pensionsbeitragspflichtig.

Die Unterfunktionen 33091 bis 33098 sind dem Verwaltungs- und Logistikpersonal (CALOG) vorbehalten.
In Bezug auf die bezuschussten Vertragsbediensteten (BVB) sind nach Beratungen zwischen den Regionen, den

Gemeinschaften und dem Föderalen Öffentlichen Dienst Inneres die nötigen Gesetzes- und Ausführungsmaßnahmen
getroffen worden, um den Übergang dieser Bediensteten von den Gemeinden zu den Polizeizonen unter Beibehaltung
des Zuschusses ab dem 1. Januar 2002 zu ermöglichen, darunter:

— Wallonische Region - am 24. Januar 2002:
Arrêté du Gouvernement wallon étendant le champ d’application de l’arrêté royal n° 474 du 28 octobre 1986

portant création d’un régime de contractuels subventionnés par l’Etat auprès de certains pouvoirs locaux et modifiant
l’arrêté de l’Exécutif régional wallon du 13 juin 1991 déterminant les critères de répartition des subventions accordées
aux pouvoirs locaux occupant des agents contractuels (B.S. vom 9. Februar 2002),

— Region Brüssel-Hauptstadt - am 21. März 2002:
Arrêté modifiant le champ d’application des pouvoirs publics comme fixé dans l’arrêté royal n° 474 portant

création d’un régime de contractuels subventionnés par l’Etat auprès de certains pouvoirs locaux, ainsi que l’arrêté du
Gouvernement de la Région de Bruxelles-Capitale du 5 février 1998 déterminant les critères de répartition des
subventions accordées aux pouvoirs locaux occupant des agents contractuels subventionnés (B.S. vom 8. Mai 2002),

— Flämische Region - am 7. Juni 2002:
Besluit van de Vlaamse regering tot wijziging van het besluit van de Vlaamse regering van 27 oktober 1993

houdende uitvoering van het koninklijk besluit nr. 474 van 28 oktober 1986 tot opzetting van een stelsel van door de
Staat gesubsidieerde contractuelen bij sommige plaatselijke besturen (B.S. vom 8. August 2002),

— Deutschsprachige Gemeinschaft - am 20. Dezember 2001:
Erlass 3166/EX/V/B/I der Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft über die Gewährung von Zuschüssen

an lokale Behörden, die Bezuschusste Vertragsarbeitnehmer beschäftigen.
Die Personalausgaben in Bezug auf BVB, die den Polizeizonen übertragen worden sind, sind wie die damit

verbundene Prämie in den Polizeihaushaltsplan einzutragen. Die Prämie der übergeordneten Behörde für die BVB
muss in Artikel 330/465-05 eingetragen werden.

Die Unterfunktion 33099 ist der Veranschlagung der Zulage des besonderen Rechnungsführers vorbehalten. Es
handelt sich um den Fall, wo ein Gemeindeeinnehmer oder ein Einnehmer eines ÖSHZ gemäß Artikel 30 des GIP die
Funktion eines besonderen Rechnungsführers ausübt. Siehe hierzu Nr. 2.3 des vorliegenden Rundschreibens, wenn ein
Regionaleinnehmer als besonderer Rechnungsführer fungiert.

Gemäß Artikel 32 Absatz 2 des GIP legt der Rat unter den im K.E. vom 29. November 2001 festgelegten
Bedingungen die Zulage des besonderen Rechnungsführers der Polizeizone fest (B.S. vom 12. Dezember 2001). Die
Zulage ist nur sozialversicherungspflichtig und also nicht pensionsbeitragspflichtig.

Bei der Festlegung der Zulage des besonderen Rechnungsführers ist es angebracht, die zusätzliche Arbeitslast zu
berücksichtigen, die je nach Fall stark ändern kann (zum Beispiel: eine Eingemeindezone im Gegensatz zu einer
Mehrgemeindezone, ein besonderer Rechnungsführer aus der kleinsten oder aus einer großen Gemeinde, das
Vorhandensein genügender Arbeitsbedingungen ...).

Die Unterfunktion 33098 ist der Veranschlagung der Zulage des Sekretärs der Polizeizone vorbehalten.
Die Zulage des Sekretärs der Polizeizone ist fakultativ und kann gemäß Artikel 32bis des GIP und unter

Berücksichtigung des K.E. vom 29. November 2001 zur Festlegung der Zulage des besonderen Rechnungsführers der
Polizeizone (B.S. vom 12. Dezember 2001) vom Rat festgelegt werden.

In der Mehrgemeindezone kann die Zulage frühestens ab dem 1. Januar 2002 gewährt werden. In der
Eingemeindezone ist dies frühestens ab dem 30. April 2002 möglich.

Es obliegt dem Rat, die Zulage zu gewähren oder nicht, unter Beachtung der Quantität und der Qualität der
erbrachten Leistungen und der Tatsache, dass der betreffende Sekretär außerhalb der normalen Dienstzeiten arbeiten
muss und/oder die 38 Stunden pro Woche überschreitet.

Die Vergütung kann auch für einen bestimmten Zeitraum gewährt werden, insbesondere für die Startphase der
Polizeizone. Danach kann sie eventuell allmählich verringert werden, wenn die Polizeizone mehr routinemäßig
funktioniert und der Verwaltungs- und Logistikkader der Polizeizone imstande ist, seine Aufträge selbständig
auszuführen.

Die Zulage ist nur sozialversicherungspflichtig und also nicht pensionsbeitragspflichtig.
2.1.4 Wirtschaftliche Kodes in Bezug auf die Personalausgaben
Damit die ZDFA-SSGPI die Gehaltsdaten einheitlich liefern kann, sind die wirtschaftlichen Kodes in Bezug auf die

Personalausgaben einheitlich festgelegt worden.
Die einheitliche Festlegung der wirtschaftlichen Kodes in Bezug auf die Personalausgaben ist von einer

Arbeitsgruppe erstellt worden, an der die besonderen Rechnungsführer, die ZDFA, das SSGPI und Dritte mitgearbeitet
haben.

Das Ergebnis hiervon finden Sie in Anlage I.
Die festgelegten wirtschaftlichen Kodes sind strikt anzuwenden.
2.1.5 Verantwortlichkeiten ZDFA - SSGPI - Polizeizone
Gemäß Artikel 140ter des GIP ist die Zentrale Dienststelle für feste Ausgaben (ZDFA) mit der Berechnung der

festen Ausgaben bezüglich der Personalmitglieder der lokalen Polizei der Gemeinde oder der Mehrgemeindezone
beauftragt.

Unter festen Ausgaben versteht man:
1. die finanziellen Verpflichtungen der Polizeizonen, die sich aus ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber ergeben,
2. die Pensionen, Renten und Pensionszuschläge.
Gemäß Artikel 140ter Absatz 3 des GIP umfasst dieser Auftrag in Bezug auf die lokale Polizei:
1. die Berechnung der Gehälter, der verwandten Rechte und der Pensionen,
2. die Erfüllung der Steuer- und Sozialversicherungserklärungen,
3. die Berechnung der gesetzlichen und verordnungsgemäßen Beiträge und Abgaben,
4. die Zahlung der Pensionen, Renten und Pensionszuschläge,
5. ...,
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6. was die lokale Polizei betrifft, die Durchführung der Zahlung für Rechnung der Zone oder die Übermittlung der
erforderlichen Zahlungselemente an das in Artikel 140quater des GIP erwähnte Sozialsekretariat GPI,

7. die Bearbeitung der Streitsachen (u.a. Lohnpfändungen...),
8. die Abfassung der Buchungs-, Zahlungs- und nötigen Rechtfertigungsbelege.
Damit die ZDFA ihre Aufgabe erfüllen kann, übermitteln die Personaldienste der lokalen Polizei oder die von

ihnen beauftragten Personen in Ausführung von Artikel 140quater dem Sozialsekretariat der integrierten Polizei GPI die
nötigen Daten und die Beschlüsse.

Das Sozialsekretariat GPI ist mit der Bearbeitung der von den Personaldiensten übermittelten Daten und
Beschlüsse und mit der Weiterleitung dieser Daten und Beschlüsse an die ZDFA betraut.

Gemäß Artikel 140quater hat das Sozialsekretariat GPI unter anderem folgende Aufträge:
1. die korrekte Anwendung des Statuts auf alle Personalmitglieder gewährleisten,
2. die Berechnungen und Daten übermitteln, die nötig sind, damit den Anspruchsberechtigten die Gehälter, die

verwandten Rechte und die Steuer- und Sozialabgaben rechtzeitig ausgezahlt werden können,
3. unrechtmäßige Zahlungen zurückfordern oder dem Verantwortlichen der Zone die dazu nötigen Grunddaten

mitteilen,
4. für jedes entlohnte Personalmitglied eine Besoldungsakte führen,
5. einen allgemeinen Informationsauftrag erfüllen.
Es ist unbedingt notwendig, die Informationen so früh wie möglich mitzuteilen, damit das Sozialsekretariat GPI

und die ZDFA einerseits die Gehälter, Zulagen, Entschädigungen und Prämien rechtzeitig berechnen und andererseits
dem besonderen Rechnungsführer die zur Auszahlung der Gehälter erforderlichen ausführlichen Angaben und
Elemente rechtzeitig übermitteln können. Für die rechtzeitige Mitteilung der Informationen sind weiterhin die
Polizeizonen verantwortlich.

2.2 Ordentliche Ausgaben - Betriebsausgaben (71)
2.2.1 Budgetäre Mindestnormen in Bezug auf die Betriebsausgaben
In Ausführung von Artikel 39 Absatz 1 und Artikel 40 Absatz 1 des GIP wird im Entwurf des Erlasses zur

Festlegung der budgetären Mindestnormen der lokalen Polizei in Bezug auf die Betriebsausgaben - ordentliche
Ausgaben - bestimmt, dass der ordentliche Ausgabenhaushaltsplan 2003 mindestens die Haushaltsmittel umfassen
muss, die erforderlich sind, damit die Polizeizone reibungslos funktionieren kann.

2.2.2 Entschädigungen
Bezüglich der Entschädigung für Telefonkosten, Unterhalt der Uniform, Verpflegungs- und Aufenthaltskosten,

Dienstfahrten ... wird ein wirtschaftlicher Kode«121-xx» angewandt.
Die Wahl des wirtschaftlichen Kodes aus der Serie«121-xx» beruht auf folgenden Kriterien:
— Erstattung der Kosten, für die das Personalmitglied aufgekommen ist.
— Die Kosten sind dem Arbeitgeber eigen.
— Die Erstattung ist in einer Regelung vorgesehen,
— und es liegt eine (Vor)Finanzierung durch das Personalmitglied vor.
Die ausführliche Berechnung der unter den wirtschaftlichen Kodes 121-xx veranschlagten Beträge wird je nach

Entschädigungsart ebenfalls in die Personaltabelle der Polizeizone aufgenommen.
Für die wirtschaftlichen Kodes, die in Bezug auf die Entschädigungen zu benutzen sind, verweisen wir auf

Anlage I.
2.2.3 Ankäufe individueller Grund- und Funktionsausrüstung (ehemalige Kleidungsentschädigung)
Die Ankäufe für die individuelle Grund- und Funktionsausrüstung müssen unter dem wirtschaftlichen

Kode 124/05 - «Ankauf individueller Grund- und Funktionsausrüstung» - veranschlagt werden.
Seit dem 1. April 2001 ist der «Mammuterlass» vom 30. März 2001 zur Festlegung des neuen Statuts des Personals

des auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes in Kraft. Infolge der in den Rundschreiben ZPZ 10 und
ZPZ 17 enthaltenen Richtlinien muss der Arbeitgeber (das Polizeikorps) den Polizeibeamten und -hilfsbediensteten die
Uniform und die individuelle Ausrüstung kostenlos zur Verfügung stellen. In Ausführung dieser Richtlinien ist ein
Entwurf eines K.E. zur Festlegung der Grundausrüstung und der Funktionsausrüstung der Polizeibeamten und
Polizeihilfsbediensteten erstellt worden, in dem die Zusammensetzung, das Tragen und die Besorgung der
Grundausrüstung geregelt werden. Jedem Polizeibeamten und Polizeihilfsbediensteten wird jährlich eine Anzahl
Punkte (Inanspruchnahmerecht) zuerkannt. Dieses Punktesystem ersetzt alle bestehenden Systeme (Kleidungsentschä-
digung, Bekleidungsfonds,...).

In der Beschaffung der individuellen Grundausrüstung unterscheidet man zwei Einheiten: einerseits die
Verwaltungseinheiten und andererseits die Verkaufszentren. In jeder Polizeizone bestimmt das Kollegium eine
Verwaltungseinheit. Die Verwaltungseinheit der Polizeizone ist für die Verwaltung der Punkte verantwortlich und
bestimmt die Regeln im Bereich Bevorratung und Finanzverwaltung. Die Verkaufszentren sind verantwortlich für die
Versorgung ihrer eigenen Mitglieder oder anderer Mitglieder und die diesbezügliche Finanzverwaltung.

Innerhalb der lokalen Polizei bestehen folgende Möglichkeiten:
° Jede Zone kann ihr eigenes Verkaufszentrum gründen,
° oder mehrere Zonen können ein gemeinsames Verkaufszentrum verwalten.
Die lokalen Verkaufszentren können sich bevorraten, indem sie entweder selber Ankäufe im Rahmen der

Rechtsvorschriften über die öffentlichen Aufträge tätigen oder bei anderen lokalen Verkaufszentren beziehungsweise
beim föderalen Verkaufszentrum (DGMPE) Bestellungen aufgeben. Diese Ankäufe werden festgehalten unter dem
wirtschaftlichen Kode 124-05.

Die Grundausrüstung der auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizei wird Gegenstand eines separaten
Rundschreibens sein, in dem die Einzelheiten des K.E. und seiner Ausführung und Übergangsmaßnahmen erläutert
werden.

2.3 Ordentliche Ausgaben - Übertragungen (72)
° Wenn ein Regionaleinnehmer vom Polizeirat bestellt worden ist, muss unter dem wirtschaftlichen Kode 415-01

eine (ab dem 1. Januar 2002 von den Regionen getragene) Beteiligung am Gehalt und an den Betriebskosten des
Regionaleinnehmers vorgesehen werden.

Bei der Veranschlagung der betreffenden Beteiligung muss folgender Bewertung der Aufgaben des Regionalein-
nehmers in einer Polizeizone Rechnung getragen werden:

— Die Polizeizone wird berücksichtigt mit 1/10 Punkt pro Einwohner,
— bei einer Mindestzahl von 3.000 und einer Höchstzahl von 13.000 Punkten.
Neben der Beteiligung an den Personalkosten muss ebenfalls eine Beteiligung an den Fahr- und Bürokosten des

Regionaleinnehmers berücksichtigt werden.
° Die Beteiligung an den Gewerkschaftsprämien wird unter dem wirtschaftlichen Kode 415-02 veranschlagt.
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° Andere veranschlagte Zulagen müssen mit Gründen versehen werden.
2.4 Ordentliche Ausgaben - Schuld (7X)
2.4.1 Zins- und Tilgungslasten
Die Zins- und Tilgungslasten sowohl für die realisierten als auch für die noch aufzunehmenden Anleihen werden

in ihrer Gesamtheit unter der Funktion 330 vorgesehen.
Die Zinsen und Tilgungen 2003 der übertragenen Anleihen müssen auf der Grundlage der von den betroffenen

Finanzinstituten zur Verfügung gestellten Listen realistisch veranschlagt werden. Diese Listen werden dem
Polizeihaushaltsplan beigefügt.

Die Zinssätze der neuen Anleihen werden entsprechend den geltenden Marktbedingungen realistisch geschätzt.
Für die neuen Anleihen ist im Haushaltsplan 2003 eine Zinslast von sechs Monaten vorzusehen. Eine Kapitaltilgung
kann entsprechend der vorgesehenen Finanzierungsart in Betracht gezogen werden, wobei stets die günstigste
Finanzierung angestrebt werden muss.

Die Anleihebedingungen sollten gleichzeitig über Zusammenarbeitsabkommen (mit einer (mehreren) Gemein-
de(n), mit anderen Polizeizonen ...) ausgehandelt werden, um die vorteilhaftesten Konditionen zu erreichen.

Die Tabelle über die Entwicklung der Schuld der Polizeizone, vervollständigt durch die neuen Anleihen, die
aufzunehmen sind, muss ebenfalls beigefügt werden.

2.4.2 Korrekturmechanismus in Bezug auf die Übertragung der föderalen Gebäude an die Polizeizonen
In Ausführung von Artikel 248quater des GIP werden die Verwaltungs- und Logistikgebäude und ihre

Grundstücke, die am 1. Januar 2001 für die Unterbringung der zur lokalen Polizei übergegangenen Föderalbeamten
notwendig sind, den Polizeizonen ab dem 1. Januar 2002 übertragen.

Gemäß den Bestimmungen des Rundschreibens PLP 9bis werden die übertragenen Gebäude und ihre Grundstücke
in die Ausgangsbilanz vom 1. Januar 2002 aufgenommen. Für die Polizeizonen werden diese Gebäude und ihre
Grundstücke am 1. Januar 2002 der Schlussbilanz vom 31. Dezember 2001 hinzugefügt, die auf das Rechnungsjahr 2002
übertragen wird.

Die Übertragung der Gebäude und ihrer Grundstücke erfordert keine Eintragung in den Polizeihaushaltsplan. Die
Eigentumsübertragung muss nur auf Ebene der allgemeinen Buchführung gebucht werden. Das Gegenkonto ist das
allgemeine Konto 10000 «Ursprungskapital».

Eine Polizeizone kann die Eigentumsübertragung gegebenenfalls innerhalb einer Frist von 60 Tagen ab dem
Datum der Veröffentlichung des K.E. zur Regelung der Eigentumsübertragung ablehnen.

Der Bauwert, Grundstücke NICHT einbegriffen, der der Polizeizone zu übertragenden Gebäude, Teile oder
prozentualen Anteile von Gebäuden ist vom zuständigen Erwerbsausschuss unter Berücksichtigung der Art und des
Alters der Gebäude abgeschätzt worden. Für die Taxierung der Grundstücke legt das Kollegium die Taxierungsregeln
fest.

Im Hinblick auf eine gerechte Behandlung der Polizeizonen wird bei der Übertragung der Verwaltungs- und
Logistikgebäude und der Grundstücke des Staates an die Polizeizonen ein Korrekturmechanismus angewandt.

Jede Polizeizone hat ein Anrecht auf einen theoretischen Wert Y an Immobilien (Grundstücke nicht einbegriffen),
der wie folgt berechnet wird:

Y = a x b x c,
wobei
a = die Anzahl Personalmitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei, die der Polizeizone in Anwendung des

GIP übertragen worden sind,
b = eine Fläche von 25 m2 pro übertragenen föderalen Beamten,
c = 1.338,63 S pro m2 (54.000 F = 20 x 2.700 F).
Der vom zuständigen Erwerbsausschuss abgeschätzte Wert X wird mit dem theoretischen Wert Y verglichen.
° Wenn X < Y, dann wird der Polizeizone über den einzurichtenden Fonds, mit dem der Korrekturmechanismus

verwaltet wird, während 20 Jahren ein jährlicher Betrag

C =
Y - X

20 gezahlt.

Die Differenz zwischen X und Y ist eine langfristige Schuldforderung, die nur in der allgemeinen Buchführung auf
dem allgemeinen Konto 27541 «Der übergeordneten Behörde gewährte Darlehen» gebucht wird, dessen Gegenkonto
das allgemeine Konto 10000 «Ursprungskapital» ist.

Der (nicht indexierte) jährliche Ursprungsbetrag (= Betrag C) wird im Polizeihaushaltsplan in Artikel 33001/891-01
«Periodische Rückzahlung von Darlehen durch die übergeordnete Behörde» gebucht. Der Teil, der infolge der
Indexierung den Ursprungsbetrag übersteigt, muss als finanzieller Ertrag angesehen werden und wird im
Haushaltsplanartikel 33001/261-03 «Aktivzinsen aus gewährten Darlehen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr»
gebucht.

° Wenn X > Y, dann bezahlt die Polizeizone dem einzurichtenden Fonds, mit dem der Korrekturmechanismus
verwaltet wird, während 20 Jahren einen jährlichen Betrag

C =
X - Y

20

Die Differenz zwischen X und Y ist eine langfristige Schuldforderung, die nur in der allgemeinen Buchführung auf
dem allgemeinen Konto 17101 «Anleihen zu Lasten der Polizeizone» gebucht wird, dessen Gegenkonto das allgemeine
Konto 10000 «Ursprungskapital» ist.

Der (nicht indexierte) jährliche Ursprungsbetrag (= Betrag C) wird im Polizeihaushaltsplan in Artikel 33001/911-01
«Periodische Rückzahlung von Darlehen zu Lasten der Polizeizone» gebucht. Der Teil, der infolge der Indexierung den
Ursprungsbetrag übersteigt, muss als finanzielle Kosten angesehen werden und wird im Haushaltsplanarti-
kel 33001/211-01 «Finanzaufwendungen für Anleihen zu Lasten der Polizeizone» gebucht.

° Im Fall einer Ablehnung der Eigentumsübertragung werden das Gebäude und sein Grundstück von der
Gebäuderegie dem Ministerium der Finanzen zwecks Verkauf übertragen. Der Erlös aus dem Verkauf kommt dem
einzurichtenden Fonds zugute. Wenn die Gebäuderegie ein Gebäude und sein Grundstück, deren Übertragung
abgelehnt worden ist, als Staatseigentum behalten möchte, muss sie dem einzurichtenden Fonds den vom
Erwerbsausschuss geschätzten Verkaufswert zuführen.
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Im Fall einer Ablehnung der Eigentumsübertragung wird der Polizeizone über den einzurichtenden Fonds, mit
dem der Korrekturmechanismus verwaltet wird, während 20 Jahren ein jährlicher Betrag

C =
Y
20 gezahlt.

Der Betrag Y ist eine langfristige Schuldforderung, die in der allgemeinen Buchführung auf dem allgemeinen
Konto 27541 «Der übergeordneten Behörde gewährte Darlehen» gebucht wird, dessen Gegenkonto das allgemeine
Konto 10000 «Ursprungskapital» ist.

Der (nicht indexierte) jährliche Ursprungsbetrag (= Betrag C) wird im Polizeihaushaltsplan in Artikel 33001/891-01
«Periodische Rückzahlung von Darlehen durch die übergeordnete Behörde» gebucht. Der Teil, der infolge der
Indexierung den Ursprungsbetrag übersteigt, muss als finanzieller Ertrag angesehen werden und wird im
Haushaltsplanartikel 33001/261-03 «Aktivzinsen aus gewährten Darlehen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr»
gebucht.

Ab 2003 wird der Betrag C jedes Jahr dem vorausgesetzten Inflationsprozentsatz angepasst, der im Rundschreiben
des Ministers des Haushalts über die Veranschlagung des jährlichen Einnahmenhaushaltsplans festgelegt wird. Der
Inflationsprozentsatz für 2003 wird vorläufig auf 1,5% veranschlagt.

2.5 Ordentliche Ausgaben - vorherige Rechnungsjahre (76)
Wenn Haushaltsmittel in Bezug auf das Rechnungsjahr 2001 und frühere Rechnungsjahre vorzusehen sind, muss

immer zwischen den Personalausgaben und den Betriebs- beziehungsweise Investitionsausgaben unterschieden
werden.

Die Personalausgaben, die sich auf das Rechnungsjahr 2001 und frühere Rechnungsjahre beziehen und deren
Angabe das LASSPLV dem Arbeitgeber, das heißt der Gemeinde beziehungsweise der föderalen Polizei, auferlegt,
dürfen NICHT in den Polizeihaushaltsplan aufgenommen werden.

In diesem Zusammenhang machen wir darauf aufmerksam, dass für ausstehende Beträge des Rechnungsjah-
res 2001 in Bezug auf die Besoldung des Korpschefs, die eventuellen Anwesenheitsgelder der Ratsmitglieder und die
Vergütung des besonderen Rechnungsführers die betreffenden Haushaltsmittelbeträge in den Polizeihaushaltsplan
aufgenommen werden müssen, da die Polizeizone in diesen Fällen als Arbeitgeber angesehen wird. Übrigens werden
die ZDFA und das SSGPI mit der Berechnung und der Angabe dieser Ausgaben beauftragt.

Im Fall von Betriebs- beziehungsweise Investitionsausgaben in Bezug auf die Funktion 330, für die die zum
1. Januar 2002 nicht angerechneten festgelegten Ausgaben, die von der Gemeindehaushaltsbuchführung auf die
Haushaltsbuchführung der Polizeizone übertragen worden sind, nicht genügen, um die vom Jahr 2002 oder später
datierten Rechnungen zu bezahlen, müssen die nötigen zusätzlichen Mittel im Polizeihaushaltsplan vorgesehen
werden. Dabei handelt es sich eindeutig um Ausgaben, für die auf Ebene der Gemeinde eine Ausgabenverpflichtung
bestanden hat und für die Belege zum Nachweis ihrer Rechtmäßigkeit vorgelegt werden können.

2.6 Ordentliche Ausgaben - Übertragungen (78)
In Artikel 8 der ABOP wird unter anderem bestimmt, dass der Rat im Polizeihaushaltsplan Mittel zur Deckung der

außerordentlichen Ausgaben bereitstellen kann, wenn die Haushaltsmittel ausreichen.
Geringere außerordentliche Ausgaben können über eine Übertragung von Mitteln vom ordentlichen Dienst auf

den außerordentlichen Dienst finanziert werden. Voraussetzung dafür ist natürlich, dass die betreffende Finanzierung
im Polizeihaushaltsplan vorgesehen ist und dass die Gemeinde(n) sie über die kommunale(n) Dotation(en) des
ordentlichen Dienstes vorsieht (vorsehen).

Eine weitere Möglichkeit zur Finanzierung geringerer außerordentlicher Ausgaben besteht in der direkten
Beteiligung der Gemeinde(n) am außerordentlichen Dienst des Polizeihaushaltsplans durch die außerordentliche
kommunale Dotation. Siehe hierzu Nr. 3.2 des vorliegenden Rundschreibens.

Die eventuell vorgesehenen Übertragungen vom ordentlichen auf den außerordentlichen Dienst müssen vor Ende
des Rechnungsjahres gebucht werden, entsprechend den tatsächlichen Ausgabenverpflichtungen für den außerordent-
lichen Dienst, für die gemäß dem Polizeihaushaltsplan eine Finanzierung durch Überweisungen vorgesehen worden
ist. In Bezug auf die Übertragung vom ordentlichen auf den außerordentlichen Dienst ist eine eventuelle Übertragung
von Ausgabenhaushaltsmitteln auf ein nächstes Rechnungsjahr nicht möglich.

2.7 Ordentliche Einnahmen - Leistungen (60)
Laut Artikel 90 des GIP kann der Rat eine Regelung über die Einziehung einer Vergütung für verwaltungspoli-

zeiliche Aufträge der lokalen Polizei festlegen. Der König regelt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die
Bedingungen und Modalitäten dieser Einziehung.

Der in Ausführung von Artikel 223bis des NGG ergangene K.E. vom 14. September 1997, B.S. vom
15. Oktober 1997, der durch das GIP aufgehoben und in Artikel 90 des GIP übernommen worden ist, bleibt juristisch
in Kraft.

Bezüglich der Vergütungen, die zurzeit von der (den) Gemeinde(n) für die durch Leistungen der Polizeidienste
entstandenen Verwaltungskosten eingenommen werden, muss von Fall zu Fall untersucht werden, ob die
Rückerstattungen in den Polizeihaushaltsplan aufgenommen werden können.

Diesbezüglich müssen folgende Fragen gestellt werden:
1. Handelt es sich um Polizeiaufgaben oder im Gegenteil um Verwaltungsaufgaben?
2. Wird in der Regelung eine Zahlung an die Gemeindeverwaltung vorgesehen ? Wenn ja, muss die Vergütung in

die Gemeindebuchführung eingetragen werden. Die eventuell von der Polizeizone (für Rechnung Dritter) eingenom-
mene Vergütung muss der Gemeinde zugeführt werden.

3. Wenn nicht ausdrücklich vorgesehen ist, an wen gezahlt werden muss, kann die Polizeizone die Vergütung in
ihrem Haushaltsplan vorsehen.

So muss zum Beispiel in Bezug auf das Ausstellen von Waffenscheinen davon ausgegangen werden, dass in den
weiterhin gültigen Rechtsvorschriften ein Ausstellen des Scheins durch die Gemeindepolizei des Wohnsitzes des
Antragstellers (oder, mangels Gemeindepolizei, durch die Gendarmeriebrigade des Wohnsitzes des Antragstellers) und
eine Zahlung einer Vergütung in Höhe von 24,79 S (1.000 F) an die Gemeindeverwaltung des Wohnsitzes des
Antragstellers vorgesehen ist. In Erwartung einer Änderung des Königlichen Erlasses vom 16. September 1997 müssen
die Vergütungen für das Ausstellen von Waffenscheinen in die Gemeindebuchführung eingetragen werden.
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2.8 Ordentlichen Einnahmen - Übertragungen (61)
2.8.1 Föderale Dotation 2003 an die Polizeizonen
Die föderale Dotation 2003 für die Polizeizonen besteht aus:
1. der föderalen Grunddotation 2003,
2. der föderalen sozialen Dotation 2003 als Ausgleich für Sozialbeiträge für die den territorialen Brigaden

zugewiesenen Mitglieder der föderalen Polizei, die in Anwendung von Artikel 235 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998
zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes zum Einsatzkader der lokalen
Polizei übergewechselt sind, nachstehend föderale soziale Dotation I genannt,

3. der föderalen sozialen Dotation 2003 als Ausgleich für die Mehrkosten in Bezug auf die Arbeitgeberbeiträge zur
sozialen Sicherheit für die Zulagen, Prämien und Entschädigungen der Personalmitglieder der Polizeizonen,
nachstehend föderale soziale Dotation II genannt,

4. der föderalen Dotation 2003 an die Überschusszonen,
5. der föderalen Dotation 2003 für die individuelle und kollektive Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der

öffentlichen Ordnung.
In Bezug auf die eventuelle zusätzliche föderale Dotation, die durch den zusätzlichen Ertrag der Geldstrafen im

strafrechtlichen Sinn finanziert wird, muss die endgültige Regelung abgewartet werden.
Neben föderalen Dotationen unterstützt die föderale Regierung die Polizeizonen durch die Übernahme

verschiedener Kosten, die dadurch auf lokaler Ebene wegfallen.
Hierbei handelt es sich insbesondere um das Gehalt der Polizeibeamten-Anwärter in Ausbildung, die erste

Ausrüstung der Anwärter, die Dotationen an die Polizeischulen, die Dienstleistungen des Sozialsekretariats, die ZDFA
und den medizinischen Dienst, die wichtigsten Informatikausgaben usw.

Im Rundschreiben PLP 13bis über die ergänzenden Richtlinien für die Polizeizone zur Erstellung des
Polizeihaushaltsplans 2002 ist in Erwartung der Veranschlagung der tatsächlichen zulässigen Mehrkosten die
provisorische Eintragung einer zusätzlichen föderalen Dotation in Artikel 33001/465-48 «Zu veranschlagende und zu
verrechnende zulässige Mehrkosten» des Haushaltsplans zugelassen worden.

Inzwischen sind die zulässigen Mehrkosten und die endgültige föderale Grunddotation 2002 (K.E. vom
2. August 2002) gemäß dem zwischen der Regierung und den Gemeinde- und Städteverbänden der drei Regionen
geschlossenen Abkommen vom 11. Juni 2002 berechnet und festgelegt worden.

Seit dem 13. August 2002, dem Datum der Veröffentlichung des K.E. vom 2. August 2002 über die Gewährung der
endgültigen föderalen Grunddotation im Belgischen Staatsblatt, ist die Eintragung einer zusätzlichen föderalen
Dotation «Zu veranschlagende und zu verrechnende zulässige Mehrkosten» in den Haushaltsplan nicht mehr zulässig.

In Ausführung von Artikel 7 des K.E. vom 2. August 2002 untersucht die Regierung die Akten, die von den
Polizeizonen eingereicht worden sind, die der Ansicht sind, sich in einer objektiv schwierigen Lage zu befinden. Nach
der kontradiktorischen Verhandlung wird die Regierung eine operative oder andernfalls eine finanzielle Entscheidung
treffen. Hat diese Entscheidung eine Änderung der föderalen Grunddotation 2002 und/oder der veranschlagten
föderalen Grunddotation 2003 zur Folge, werden Abänderungserlasse ergehen und/oder müssen zusätzliche
Richtlinien erteilt werden, auf deren Grundlage eventuelle Erhöhungen der föderalen Dotation in den Haushaltsplan
eingetragen werden können.

Im Polizeihaushaltsplan eingetragene föderale Dotationen, die nicht auf Königlichen Erlassen oder föderalen
Richtlinien basieren, müssen als fiktive Einnahmen angesehen werden und folglich in Ausführung von Artikel 72 des
GIP vom Gouverneur gestrichen werden.

2.8.1.1 Föderale Grunddotation 2003 - Haushaltsplanartikel 330/465-48
Gemäß der Vereinbarung vom 6. März 2001 mit den Gemeinde- und Städteverbänden bildet die KUL-Norm, die

das Ergebnis einer wissenschaftlichen Studie ist, die Grundlage für die Verteilung der Gesamtmittel der föderalen
Dotation und für den interzonalen und föderalen Solidaritätsmechanismus.

In den letzten Monaten sind die konkreten zulässigen Mehrkosten aller Polizeizonen geschätzt worden. Die
Gesamtmittel der föderalen Dotation, die als Summe aller zulässigen Mehrkosten sämtlicher Polizeizonen die
Grundlage für die Festlegung der ursprünglichen Grunddotation pro Polizeizone bilden, sind angepasst worden. Die
theoretische föderale Grunddotation pro Polizeizone ist nach Anwendung des interzonalen und föderalen Solidari-
tätsmechanismus im K.E. vom 2. August 2002 über u.a. die Gewährung der endgültigen föderalen Grunddotation 2002
(B.S. vom 13. August 2002) festgelegt worden.

Die theoretische föderale Grunddotation (die einem Rechnungsjahr von 12 Monaten entspricht), wie sie im
vorerwähnten K.E. festgelegt ist, bildet die Grundlage für die föderale Dotation 2003, wobei folgende Anpassungen
vorgenommen werden:

1. In Ausführung des Abkommens vom 11. Juni 2002 zwischen der Regierung und den Vertretern der Gemeinde-
und Städteverbände wird die von den Polizeizonen der Situationen 1 und 3 geleistete Solidarität allmählich über einen
Zeitraum von 12 Jahren abgebaut.

2. In Ausführung desselben Abkommens vom 11. Juni 2002 wird speziell für die Brüsseler Zonen eine «Dotation
Brüssel-Hauptstadt» vorgesehen; diese Dotation wird 2003 zum ersten Mal gewährt und allmählich nach der Anzahl
Jahre Anwesenheit in Brüssel erhöht. Die für das Jahr 2003 veranschlagte Dotation pro Personalmitglied beträgt bei
100% 669 S (27.000 F).

3. Es wird eine Indexierung angewandt, die vorläufig auf 1,5% geschätzt wird, das heißt der für den betreffenden
föderalen Haushaltsplan vorausgesetzte Prozentsatz, wie er im Rundschreiben des Ministers des Haushalts über die
Veranschlagung des Einnahmenhaushaltsplans 2003 festgelegt ist. In Ausführung von Artikel 4 des K.E. vom
2. August 2002 über die Gewährung der endgültigen föderalen Grunddotation 2002 wird die föderale Grunddotation
der tatsächlichen Entwicklung des Gesundheitsindexes angepasst. Die Indexierung für das Jahr 2002 wird nicht
Gegenstand einer separaten Zahlung sein, sondern sie wird einen Teil der föderalen Dotation 2003 bilden. Laut den
neuesten Schätzungen des Föderalen Planbüros wird die Wachstumsrate des Gesundheitsindexes im Dezember 2002
im Vergleich zu Dezember 2001 0,81% betragen. Die tatsächliche Entwicklung ist abzuwarten. Die vorerwähnte
vorläufige Indexschätzung von 1,5% wird notfalls bei einer nächsten föderalen Haushaltskontrolle angepasst werden.

In Anlage II werden die Schätzungen der föderalen Grunddotation 2003 genannt, die unbedingt in den
ursprünglichen Polizeihaushaltsplan 2003 aufgenommen werden müssen. Die Beträge werden Ihnen unter Vorbehalt
einer Bestätigung durch K.E. bereits mitgeteilt, damit Sie den Polizeihaushaltsplan 2003 festlegen können.

Ab Januar 2003 wird die föderale Grunddotation mindestens in Zwölfteln ausbezahlt.
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Die veranschlagte föderale Grunddotation wird im Haushaltsplan in Artikel 330/465-48 «Föderale (Grund)Dota-
tion» eingetragen.

2.8.1.2 Föderale soziale Dotation I 2003 - Haushaltsplanartikel 330/465-02
Die föderale soziale Dotation I ist eine föderale Beihilfe in Bezug auf die Sozialbeiträge für die zu Lasten der

Polizeizonen gehenden Gehälter der Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei, die den territorialen Brigaden
zugeteilt und in Anwendung von Artikel 235 des GIP zum Einsatzkader der lokalen Polizei der Polizeizone
übergewechselt sind. Der Ausgleich für die Sozialbeiträge für Zulagen, Entschädigungen und Prämien ist Teil der
föderalen sozialen Dotation II, siehe weiter unten Nr. 2.8.1.3.

Wir machen Sie, soweit nötig, darauf aufmerksam, dass die föderale Beihilfe in Bezug auf die Sozialbeiträge für das
übertragene CALOG-Personal in die pro Polizeizone festgestellten zulässigen Mehrkosten aufgenommen worden ist
und folglich in die föderale Grunddotation einbegriffen ist.

Das Gleiche gilt für die Sozialbeiträge in Bezug auf die Mandatszulage des Korpschefs und in Bezug auf 50% der
Zulage für den besonderen Rechnungsführer.

Bei der Festlegung der föderalen sozialen Dotation I für das Jahr 2003 wird folgenden Elementen Rechnung
getragen:

1. In Ausführung des Abkommens vom 11. Juli 2002 zwischen der Regierung und den Gemeinde- und
Städteverbänden der drei Regionen ist die Aufteilung 2002 der sozialen Dotation (I) eine Übergangsregelung gewesen,
die nur für 2002 anwendbar war.

Ab 2003 wird ein stufenweiser Aufteilungsmechanismus in Gang gesetzt, der auf einem vergleichbaren
Mechanismus bei der allgemeinen Dotation basiert. Dieser Aufteilungsmechanismus wird 2008 vollständig zur
Anwendung kommen. 2003 wird dieses stufenweise Aufteilungssystem eine Wirkung von 10% erreichen. Zu diesem
Zweck wird die Solidarität in den Situationen 2 und 6 zugunsten der Zonen Q1 und Q2 in gleichem Maße verstärkt
werden.

Mit anderen Worten: Von den Gesamtmitteln 2003 der föderalen sozialen Dotation I werden 90% entsprechend der
pro Polizeizone anfallenden Lohnsumme der übertragenen Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei und
10 % entsprechend der KUL-Norm pro Polizeizone aufgeteilt. Die Polizeizonen Q1 und Q2 in den Situationen 2 und 6
können zudem mit der interzonalen Solidarität rechnen.

2. Die Gesamtmittel der föderalen sozialen Dotation I für das Jahr 2003 umfassen folgende Sozialbeiträge in Bezug
auf die Gehälter der übertragenen Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei (siehe dazu die Tabelle unter
Nr. 2.1.2.1 - Statutarisches Personal):

— 15,46% Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit,
— 20% Pensionsbeiträge der Arbeitgeber,
— 0,15% Beiträge für den kollektiven Sozialdienst,
— 1,7% Beiträge für Arbeitsunfälle.
3. Die föderale soziale Dotation I wird direkt dem Landesamt für Soziale Sicherheit der provinzialen und lokalen

Verwaltungen, nachstehend LASSPLV genannt, zugeführt. Das LASSPLV erhält die Zahlungen für die betreffende
Polizeizone und zieht vom erhaltenen Gesamtbetrag die von der Polizeizone geschuldeten Sozialversicherungsbeiträge
ab.

Die direkte Auszahlung der föderalen sozialen Dotation I an das LASSPLV wird bereits ab 2002 in Kraft treten. Der
K.E. vom 29. Dezember 2001 über die Gewährung einer föderalen Dotation an die Polizeizonen für das Jahr 2002 als
Ausgleich für die Sozialbeiträge einiger Personalmitglieder des lokalen Polizeikorps wird entsprechend abgeändert
werden.

Da der Haushaltsplan nach dem Grundsatz der Universalität ALLE Einnahmen und ALLE Ausgaben enthalten
muss, ist die föderale soziale Dotation I auf die Einnahmenseite einzutragen, während die Soziallasten für die
übertragenen Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei auf die Ausgabenseite einzutragen sind.

Das LASSPLV berechnet außerdem monatlich alle Arbeitgeberbeiträge zu 100%, das heißt ohne zu berücksichtigen
(berücksichtigen zu können), wie diese Arbeitgeberbeiträge bezahlt werden. Die Polizeizonen müssen also monatlich
alle von der ZDFA-SSGPI berechneten Arbeitgeberbeiträge zu 100% in den Haushaltsplan eintragen.

4. Statt einer monatlichen Aufteilung eines Zwölftels der Gesamtmittel der föderalen sozialen Dotation I wird eine
einmalige jährliche Aufteilung vorgenommen. Die Aufteilung der 90% der Gesamtmittel 2003 wird auf der Grundlage
des Koeffizienten des Monats August 2002 erfolgen, das heißt:

Feste Besoldung - August 2002 - übertragene Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei DER PZ
Feste Besoldung - August 2002 - übertragene Mitglieder des Einsatzkaders der föderalen Polizei ALLER PZ

Ein im Voraus pro Polizeizone festgelegter jährlicher Betrag wird es den Polizeizonen ermöglichen, ihren
Haushaltsplan 2003 genauer festzulegen, und muss es dem LASSPLV ermöglichen, die von den Polizeizonen monatlich
zu zahlenden Vorschüsse (besser) zu beziffern.

Die konkrete Aufteilung der Gesamtmittel der föderalen sozialen Dotation I 2003 wird Thema einer gesonderten
Richtlinie sein. Sobald die konkrete Aufteilung bekannt ist, wird sie postwendend durch ein ergänzendes
Rundschreiben und auf der Internetseite der Direktion der Beziehungen mit der lokalen Polizei - www.infozone.be -
mitgeteilt werden.

Die föderale soziale Dotation I wird im Haushaltsplan in Artikel 330/465-02 «Föderale soziale Dotation I»
eingetragen.

2.8.1.3 Föderale soziale Dotation II 2003 - Haushaltsplanartikel 33001/465-02
Die föderale soziale Dotation II ist eine föderale Beihilfe in Sachen Mehrkosten in Bezug auf die Arbeitgeberbei-

träge zur sozialen Sicherheit (15,46%) für die Zulagen, Prämien und Entschädigungen der Personalmitglieder der
Polizeizonen.

In Artikel 15 des Gesetzes vom 6. Mai 2002 zur Einrichtung des Pensionsfonds der integrierten Polizei und in
Bezug auf besondere Bestimmungen in Sachen soziale Sicherheit wird Folgendes festgelegt:

Bezüglich der Sozialversicherungsbeiträge für Zulagen, Prämien und Entschädigungen der Personalmitglieder
wird die von den Gemeinden und den Mehrgemeindezonen getragene Last auf die Sozialversicherungsbeiträge für
Zulagen, Prämien und Entschädigungen begrenzt, die für das Jahr 2000 von den Gemeinden für das Polizeipersonal
getragen wurden.

In Ausführung der Artikel 15 und 16 des vorerwähnten Gesetzes ist der Königliche Erlass vom 14. Mai 2002 zur
Festlegung der Mehrkosten in Bezug auf den Teil der Sozialversicherungsbeiträge für Zulagen, Prämien und
Entschädigungen der Personalmitglieder der Polizeizonen ergangen.
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Das LASSPLV hat mittlerweile die von den Polizeizonen aufgrund der Erklärungen der Gemeinden in Bezug auf
das Jahr 2000 (nachstehend Höchstgrenze genannt) geschuldeten Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit in
Ausführung von Artikel 2 des vorerwähnten K.E. berechnet und den Polizeizonen mitgeteilt.

Auf der Grundlage der vierteljährlichen Erklärung der Polizeizone wird das LASSPLV jedes Quartal die
Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit für die Zulagen, Prämien und Entschädigungen der Personalmitglieder der
Polizeizonen berechnen, die in Anwendung des Königlichen Erlasses vom 30. März 2001 zur Festlegung der
Rechtsstellung des Personals der Polizeidienste, nachstehend Mammuterlass genannt, geschuldet werden.

Die Differenz zwischen der vorerwähnten Berechnung pro Quartal und einem Viertel der Höchstgrenze (indexiert
gemäß Artikel 4 des K.E. vom 14. Mai 2002) entspricht den Mehrkosten für das betreffende Quartal in Bezug auf die
von der Föderalbehörde dem LASSPLV überwiesenen Sozialversicherungsbeiträge für Zulagen, Prämien und
Entschädigungen.

Wie bereits in Nr. 2.8.1.2 erwähnt:

— ist die föderale soziale Dotation II auf die Einnahmenseite einzutragen, während die Mehrkosten in Bezug auf
die Sozialversicherungsbeiträge für die betreffenden Zulagen, Prämien und Entschädigungen auf die Ausgabenseite
einzutragen sind, da der Haushaltsplan nach dem Grundsatz der Universalität ALLE Einnahmen und ALLE Ausgaben
enthalten muss,

— berechnet das LASSPLV monatlich alle Arbeitgeberbeiträge zu 100%, das heißt ohne zu berücksichtigen
(berücksichtigen zu können), wie diese Arbeitgeberbeiträge bezahlt werden; die Polizeizonen müssen also monatlich
alle von der ZDFA-SSGPI berechneten Arbeitgeberbeiträge zu 100% in den Haushaltsplan eintragen.

Dazu ist anzumerken:

— dass die eventuellen Anwesenheitsgelder der Ratsmitglieder, die Vergütung des besonderen Rechnungsführers
und die eventuelle Vergütung des Sekretärs der Polizeizone in Anwendung des Mammuterlasses nicht geschuldet
werden und daher nicht unter die Anwendung der föderalen sozialen Dotation II fallen,

— dass man unter Personalmitgliedern der Polizeizone das Einsatz- und CALOG-Personal aus der Gemeindepo-
lizei und der föderalen Polizei versteht.

Wie bereits in Nr. 2.1.2.3 erwähnt, müssen die Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit für die Zulagen, Prämien
und Entschädigungen für das Rechnungsjahr 2003 getrennt veranschlagt werden. Die Differenz zwischen der
Gesamtveranschlagung und der Höchstgrenze (indexiert gemäß Artikel 4 des K.E. vom 14. Mai 2002) entspricht der
Veranschlagung der föderalen sozialen Dotation II in Artikel 33001/465-02.

Die Berechnung der föderalen sozialen Dotation II ist in der detaillierten Aufstellung der Personalausgaben des
Personals der Polizeizone zu vermerken. Die betreffende Tabelle muss von den Ratsmitgliedern eingesehen werden
und wird der Aufsichtsbehörde zusammen mit dem Haushaltsplan übermittelt.

2.8.1.4 Föderale Dotation 2003 an Überschusszonen - Haushaltsplanartikel 33002/465- 48

In Ausführung des oben erwähnten Abkommens vom 11. Juni 2002 zwischen der Regierung und den Vertretern
der Städte- und Gemeindeverbände der drei Regionen gewährt die Föderalbehörde nicht nur eine Dotation zugunsten
des überzähligen Personalmitglieds des Einsatzkaders, um es anzuspornen, im Rahmen des Mobilitätssytems zu einer
anderen Zone überzuwechseln, sondern sie gewährt 2002 und 2003 auch eine Dotation zugunsten der Polizeizonen,
wenn das überzählige Personalmitglied nicht in das Mobilitätssystem treten will.

Überzählige Personalmitglieder, die 2004 nicht in das Mobilitätssystem getreten sind, gehen zur föderalen Polizei
über.

Den Überschusszonen, deren Liste im Belgischen Staatsblatt vom 13. Juli 2002 veröffentlicht worden ist, steht ab
1. Januar 2002 monatlich eine föderale Dotation für die überzähligen Mitglieder des Einsatzkaders, die 2002 und 2003
im Dienst sind, zu.

Demnächst wird ein Entwurf eines Königlichen Erlasses über die Gewährung dieser föderalen Dotation zur
Billigung vorgelegt.

Der Betrag der monatlichen Dotation kann wie folgt geschätzt werden:

3.755,34 S (Index 2001), multipliziert mit der Anzahl Personalmitglieder des Einsatzkaders, die die Anzahl der im
Stellenplan vorgesehenen Personalmitglieder des Einsatzkaders überschreitet.

Der Betrag von 3.755,34 S stellt ein Zwölftel der für ein ehemaliges Mitglied des föderalen Einsatzpersonals
festgelegten zulässigen (Mehr)kosten dar, mit Ausnahme der Soziallasten, die in der sozialen Dotation einbegriffen
sind.

Ab 2002 wird der Betrag von 3.755,34 S monatlich auf der Grundlage der tatsächlichen Entwicklung des
Gesundheitsindexes dem Index angepasst. Der Gesundheitsindex für Dezember 2001 = 109,23 gilt hierbei als
Bezugs-/Basisindex.

2.8.1.5 Föderale Dotation 2003 für die individuelle und kollektive Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung - Haushaltsplanartikel 33003/465-48

Im Anschluss an das Abkommen vom 11. Juni 2002 zwischen der Regierung und den Vertretern der Städte- und
Gemeindeverbände der drei Regionen wird ab 2003 eine föderale Beihilfe gewährt für:

— die individuelle Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung in Höhe von 50% der jährlichen
Abschreibung des Bedarfs der Zone,

— die kollektive Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung in Höhe von 50% der Abschreibung
der Kosten für die Ersetzung der kollektiven Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die in
manchen Zonen gepoolt ist.

Die föderale Beihilfe für die Ausrüstung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung ist von der
Generaldirektion der Materiellen Mittel der Föderalen Polizei errechnet worden.

Die Berechnungen in Bezug auf die individuelle Ausrüstung stützen sich auf:

— die Anlagen 2/1 und 2/2 der Ministeriellen Richtlinie MFO-2 vom 3. April 2002 über die personelle
Kapazitätsverwaltung und über die Gewährung von Verstärkung durch die lokale Polizei bei verwaltungspolizeilichen
Aufträgen,

— die Werte der betreffenden Güter und ihre jeweilige Abschreibungsdauer.
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Die Berechnungen in Bezug auf die kollektive Ausrüstung stützen sich auf die Anzahl der in manchen Zonen
gepoolten runden Schilde und langen Gummiknüppel, den Wert der betreffenden Güter und eine Abschreibungsdauer
von 10 Jahren.

In Anlage III wird die «Föderale Dotation zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung» angegeben, die im
Polizeihaushaltsplan in Artikel 33003/465-48 eingetragen werden muss. Die Beträge werden Ihnen unter Vorbehalt
einer Bestätigung durch K.E. bereits mitgeteilt, damit Sie den Polizeihaushaltsplan 2003 aufstellen können.

2.8.2 Die kommunale(n) Dotation(en)
Aufgrund von Artikel 34 des GIP, in dem unter anderem bestimmt wird, dass Artikel 252 des neuen

Gemeindegesetzes auf die Haushalts- und Finanzverwaltung der lokalen Polizei anwendbar ist, darf der Haushaltsplan
auf keinen Fall einen Debetsaldo und einen fiktiven Ausgleich oder Überschuss aufweisen.

Der Ausgleich im ordentlichen Dienst entsteht durch die Dotation der Gemeinde(n) an den Polizeihaushaltsplan,
die der Differenz zwischen den ordentlichen Ausgaben und den ordentlichen Einnahmen des Polizeihaushaltsplans
entspricht; die kommunale Dotation bildet folglich den Abschluss des Polizeihaushaltsplans.

Gemäß Artikel 208 des GIP zur Abänderung von Artikel 255 des NGG ist der Gemeinderat verpflichtet, jährlich die
durch oder aufgrund des GIP zu Lasten der Gemeinde gehenden Ausgaben, einschließlich der kommunalen Dotation
zugunsten der Polizeizone in den Mehrgemeindezonen, in den Haushaltsplan aufzunehmen.

Die veranschlagte kommunale Dotation - ordentlicher Dienst - wird in Artikel 330/485-48 verbucht.
In den Mehrgemeindezonen sollte für jede Gemeinde der Zone ein getrennter Haushaltsplanartikel 330xx/485-48

vorgesehen werden.
Entsprechend der föderalen Grunddotation sollte auch die kommunale Dotation in Zwölfteln ausgezahlt werden.
In Ausführung von Artikel 40 Absatz 6 des GIP werden die näheren Regeln für die Berechnung und die Verteilung

der kommunalen Dotation innerhalb einer Mehrgemeindezone durch den Königlichen Erlass vom 16. November 2001
festgelegt.

Ich möchte darauf hinweisen, dass der K.E. vom 16. November 2001 den Gemeinden einer Mehrgemeindezone in
erster Linie die Gelegenheit bietet, in gemeinsamer Absprache und im gegenseitigen Einvernehmen den Beitrag jeder
Gemeinde an der gesamten kommunalen Dotation zu bestimmen.

In zweiter Linie, namentlich im Fall, wo die Gemeinden einer Mehrgemeindezone nicht zu einem Einvernehmen
gelangen, wird der Prozentsatz momentan noch unter Berücksichtigung der folgenden Faktoren bestimmt:

1. der gemäß der Anlage zum K.E. vom 16. November 2001 definierten Polizeinorm,
2. des durchschnittlichen steuerbaren Einkommens pro Einwohner der Gemeinde für 1999,
3. des durchschnittlichen Katastereinkommens zugunsten der Gemeinde für 1999,
wobei diese Faktoren wie folgt gewichtet werden: 6/2/2.
Ich bin darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Anwendung des vorerwähnten K.E. in manchen Zonen

Probleme bereitet, wenn die Gemeinden nicht zu einem Übereinkommen gelangt sind.
Ich habe meinen Diensten den Auftrag erteilt, diese Probleme zu erfassen und den betreffenden K.E. anzupassen.
Bis dahin möchte ich, dass die lokalen politischen Verantwortlichen gründlich und im guten Einvernehmen über

den Polizeihaushaltsplan und die daraus hervorgehenden kommunale(n) Dotation(en) nachdenken.
Bei der Analyse des kommunalen Beitrags zugunsten der lokalen Polizei und beim Vergleich dieses Beitrags mit

den vorherigen Haushaltsjahren muss im Hinblick auf eine korrekte Schätzung Folgendes berücksichtigt werden:
— die eventuellen «verdeckten Kosten»
Es handelt sich hierbei um die Kosten in Bezug auf die Gemeindepolizei, die 2001 und davor im Gemeindehaus-

haltsplan nicht unter der Funktion 330 verbucht waren und die jetzt wegen der Verpflichtung, einen getrennten
Haushaltsplan zu erstellen, unter der Funktion 330 verbucht und zu Unrecht unter der Bezeichnung Mehrkosten
aufgeführt werden.

Beispiel: Kosten für Heizung, Beleuchtung, Wasser, Telefonzentrale, Frankierung und andere Kosten, die im
Anschluss an die Unterbringung der Gemeindepolizei im Gemeindehaus oft unter der Funktion 104 anstatt der
Funktion 330 verbucht wurden, Versicherungskosten, die unter Funktion 050 verbucht sind, Zins- und Tilgungslasten,
die unter der Funktion 010 verbucht sind, usw.

— die eventuellen Verrichtungen «von einer Tasche in die andere»
Dies betrifft der Fall, wo eine Gemeinde einer Mehrgemeindezone der Zone Kosten anrechnet: diese können nicht

unter der Bezeichnung Mehrkosten aufgeführt werden, da die Ausgabe für eine Gemeinde der Zone eine Einnahme
darstellt oder/und weil es sich hierbei um Kosten handelt, die früher bereits von der betreffenden Gemeinde,
gegebenenfalls in «verdeckter» Weise, getragen wurden.

Beispiel: Vermietung eines kommunalen Polizeigebäudes an die Zone.
— eine Prognose in Bezug auf ungenutzte Haushaltsmittelbeträge (Ausgaben)

In jeder Haushaltsrechnung gibt es normalerweise so genannte «ungenutzte Haushaltsmittelbeträge (Ausgaben)»;
ungenutzte Haushaltsmittelbeträge (Ausgaben) führen gegebenenfalls auf Ebene der Haushaltsrechnung zu einem
eventuellen Überschuss, der von der (den) kommunalen Dotation(en) des darauf folgenden Rechnungsjahrs in
Abrechnung gebracht wird; sofern es möglich ist (zum Beispiel bei Eingemeindezonen), kann man, falls keine
Abänderung des Haushaltsplans mehr eingereicht werden kann, die kommunale(n) Dotation(en) auf der Grundlage
einer mit Gründen versehenen Prognose hinsichtlich der Mehr- oder Minderausgaben und -einnahmen im eigentlichen
Rechnungsjahr anpassen, wobei die Polizeizone weiterhin finanziell funktionieren können muss.

— die normale Erhöhung bei einer beständigen Politik

Jeder Haushaltsplan ist selbst bei einer beständigen Politik durch eine Erhöhung der Kosten gekennzeichnet, unter
anderem wegen der Indexierungen der Personalausgaben und Betriebsausgaben.

— die Erhöhungen infolge eigenständiger Beschlüsse der Polizeizone.

Die kommunale Dotation, so wie sie im Polizeihaushaltsplan aufgeführt ist, muss natürlich immer mit dem
Beschluss des Gemeinderates in Ausführung von Artikel 40 des GIP und dem Gemeindehaushaltsplan übereinstim-
men. Ich bitte die Gouverneure, hierfür zu sorgen.

2.9 Die ordentlichen Einnahmen - Schuld (62)
Sie umfassen insbesondere die Bruttozinsen auf Finanzkonten und gegebenenfalls auf Terminkonten der

Polizeizone. Der Mobiliensteuervorabzug wird unter der wirtschaftlichen Abteilung 71 - ordentliche Ausgaben -
Betriebsausgaben - gebucht.

26169MONITEUR BELGE — 14.05.2003 − Ed. 2 — BELGISCH STAATSBLAD



2.10 Die ordentlichen Einnahmen - vorherige Rechnungsjahre (66)
Wie in Punkt 2.8.1.1 «Föderale Grunddotation» erwähnt, wird die Indexierung für das Jahr 2002 (so wie sie in

Artikel 4 des K.E. vom 2. August 2002 erwähnt ist) nicht Gegenstand einer separaten Zahlung sein, sondern sie wird
einen Teil der föderalen Dotation 2003 bilden. Für die Indexierung 2002 müssen also keine Einnahmen im vorherigen
Rechnungsjahr eingetragen werden.

3. RICHTLINIEN ZUM AUSSERORDENTLICHEN DIENST
3.1 Außerordentliche Ausgaben
Ein grundlegendes Element der Polizeireform ist ein angemessener Informationsaustausch sowohl auf Ebene der

Gerichtspolizei als auch auf Ebene der Verwaltungspolizei. Diesbezüglich verweise ich auf das Rundschreiben ZPZ 17
vom 6. April 2001 Punkt 2.6.1 und das Rundschreiben PLP 1 vom 14. Oktober 2000.

Deshalb ist eine einheitliche und leistungsfähige Verwaltung der Telematik unabdingbar.
Aus diesem Grund sind im Haushaltsplan der Föderalregierung in der Rubrik «Föderale Unterstützung und

integrierte Arbeitsweise» wiederkehrende Haushaltsmittel vorgesehen worden, um die Investition in die Telematik-
plattform optimal durchzuführen.

Die Föderalregierung wird für alle Polizeizonen die Finanzierung des Ankaufs von Servern oder von Upgrades der
bestehenden Server, einschließlich des Unterhalts und der Garantie, übernehmen. Es genügt, wenn die Polizeizonen,
insofern dies noch nicht erfolgt ist, das normale Verwaltungsverfahren anwenden, wie es im Rahmenabkommen
festgelegt ist.

Die vorerwähnten Ankäufe durch die Föderalregierung brauchen nicht in den Polizeihaushaltsplan 2002 der
lokalen Polizeikorps eingetragen zu werden.

Nur die lokalen WAN-Anschlüsse, die nicht durch das HILDE-Netzwerk gedeckt werden, fallen weiterhin zu
Lasten des Polizeihaushaltsplans 2003, sofern sie nicht schon in den Haushaltsplänen 2002 und 2001 festgelegt und
eingetragen sind.

Die lokalen Polizeizonen können die Ankaufsstelle der föderalen Polizei mit der Durchführung ihrer künftigen
Investitionen beauftragen. Ebenso können mehrere Polizeizonen im Sinne einer optimalen Finanzverwaltung
Zusammenarbeitsabkommen abschließen, um gemeinsam öffentliche Aufträge auszuschreiben.

3.2 Außerordentliche Einnahmen
Die veranschlagte kommunale Dotation - außerordentlicher Dienst - wird in den Polizeihaushaltsplan in

Artikel 330/685-51 eingetragen.
In den Mehrgemeindezonen sollte für jede Gemeinde der Zone ein getrennter Haushaltsplanartikel 330xx/685-51

vorgesehen werden.
In Ausführung von Artikel 40 Absatz 6 des GIP werden die näheren Regeln für die Berechnung und die Verteilung

der kommunalen Dotationen innerhalb der Mehrgemeindezone durch den K.E. vom 16. November 2001 festgelegt.
Wenn lokale Polizeikorps Gebäude der territorialen Brigaden der föderalen Polizei, die dem lokalen Polizeikorps

von Rechts wegen übertragen worden sind, verkaufen, muss hervorgehoben werden, dass der Ertrag aus diesen
Verkäufen zur Finanzierung der Investitionen des lokalen Polizeikorps benutzt werden muss. Wir machen darauf
aufmerksam, dass die der Zone mitgeteilte Schätzung der Güter lediglich die Gebäude und nicht die Grundstücke
umfasst. Folglich stellen die kostenlos übertragenen Gebäude einen höheren Wert dar, als dies aus der vorgelegten
Schätzung hervorgeht.

4. FÖDERALE DOTATIONEN AN DIE GEMEINDEN
4.1 Föderale Dotation an die Gemeinden mit einer Sicherheits- und Gesellschaftsvereinbarung
Die Dotation 2003 an die 29 Gemeinden mit einer Sicherheits- und Gesellschaftsvereinbarung muss, wie bereits in

Punkt 2.1 erwähnt, in den Gemeindehaushaltsplan und nicht in den Polizeihaushaltsplan eingetragen werden. Die
betreffende Dotation entspricht den Kosten für das Zivilpersonal im Rahmen der Polizeieinheit. Letztere Kosten
werden selbstverständlich auch in den Gemeindehaushaltsplan eingetragen. Nichts verhindert jedoch, dass diese
Personen für die Zone arbeiten.

In Anlage IV ist die den 29 Gemeinden zugeteilte föderale Dotation aufgeführt. Die Beträge werden unter
Vorbehalt einer Bestätigung durch K.E. bereits mitgeteilt, damit Sie den Polizeihaushaltsplan 2003 aufstellen können.

4.2 Restbetrag der föderalen Dotation 2001 an die Gemeinden
Im Jahr 2001 hat die Föderalbehörde den Gemeinden eine föderale Dotation zur Finanzierung der geschätzten

Mehrkosten 2001 gewährt; es handelt sich um Mehrkosten, die im Anschluss an das In-Kraft-Treten des neuen
Polizeistatuts ab dem 1. April 2001 für die Mitglieder der Gemeindepolizei entstehen könnten.

Aus der Schätzung der konkreten zulässigen Mehrkosten geht hervor, dass die geschätzten Mehrkosten 2001
angepasst werden müssen. Im Dezember 2002 wird der berichtigte Betrag in Bezug auf die föderale Dotation 2001 den
Gemeinden mitgeteilt.

SCHLUSS
Im Wissen, dass die Erstellung des Polizeihaushaltsplans 2003 aufgrund der erforderlichen Anpassungen und der

hierdurch ändernden Regelung keine einfache Aufgabe ist, bitte ich alle Beteiligten, diese Aufgabe mit größter Sorgfalt
und Genauigkeit durchzuführen.

Das vorliegende Rundschreiben und zusätzliche aktuelle Informationen können auf der Internetseite des Ministers
des Innern, Direktion der Beziehungen mit der Lokalen Polizei, eingesehen werden: www.infozone.be.

Für ausführlichere Informationen im Zusammenhang mit vorliegendem Rundschreiben steht meine Verwaltung
Ihnen stets zur Verfügung.

Helpdesk: Tel.: (02) 500 25 71
Fax: (02) 500 27 96
E-Mail: zpzteam.ap@mibz.fgov.be
Bitte setzen Sie die Bürgermeister Ihrer Provinz vom vorliegenden Rundschreiben in Kenntnis.
Ich bitte die Frauen und Herren Provinzgouverneure, das Datum, an dem das vorliegende Rundschreiben im

Belgischen Staatsblatt veröffentlicht worden ist, im Verwaltungsblatt zu vermerken.

Der Minister des Innern

A. DUQUESNE
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Anlage I zum Ministeriellen Rundschreiben über die Richtlinien für die Polizeizone
zur Erstellung des Polizeihaushaltsplans 2003

Kode Beschreibung Art Vorschlag Kommentar

19 Entschädigung Fahrrad /
Weg zu und von der Arbeit

fest 115-01 (115-02) — Nachdruck auf «Weg zu und von der Arbeit»: 115-01 (115-02)
analog zum Sozialabonnement für Zug, Tram und Bus;
— Nachdruck auf «Benutzung des eigenen Fahrrads»: 121-01 als
Rückzahlung der Kosten für die Benutzung des eigenen Fahr-
rads.
Schlussfolgerung: Wahl erforderlich.
Vorschlag: Aspekt «Weg zu und von der Arbeit» wiegt vor.
Grund: Kode 121-01 (Betriebskosten) für Dienstleistungsentschä-
digungen vorbehalten und nicht für Weg zu und von der Arbeit.

1P Entschädigung Hund fest 121-48 Monatliche Entschädigung (74,37 EUR pro Hund) für Personal-
mitglieder (altes Statut), die in der Ausübung ihres Dienstes
einen zugelassenen Hund benutzen, vorausgesetzt, dass nicht
der Staat, die Gemeinde oder eine Zone die Kosten übernimmt.
Diese Entschädigung ist komplementär zu MF.

1Q Abgangszulage einmalig 111-01 (111-02)

1T Sozialabonnement fest 115-01 (115-02) Die Abonnemententschädigung für Zug, Tram und Bus ist eine
feste Entschädigung für den Weg zu und von der Arbeit.

27 Naturalbezug fest 111-01 (111-02) Im Falle der Beibehaltung des alten Statuts behält das betref-
fende Personalmitglied freie und kostenlose Wohnung, wenn es
eine «Staatswohnung» bezieht. Wenn er/sie sich jedoch für das
Statut der Föderalen Polizei entscheidet, wird dieser Naturalbe-
zug in eine monatliche Gehaltskürzung für die Wohnung
umgewandelt. Per Saldo (mit Kode 47) ist in Wirklichkeit nur
ein Berufssteuervorabzug zu entrichten.

2B Zweisprachigkeitszulage
(altes Statut - Gend.)

fest 111-01 (111-02)

2D Wohnungszulage fest 111-01 (111-02) Zulage für das Beziehen einer persönlichen Wohnung zuzüglich
zum normalen Lohn. Im Falle der Beibehaltung des alten Statuts
behält das betreffende Personalmitglied diese Zulage, solange es
sich nicht für das Statut der Föderalen Polizei entscheidet.

2F Bestellungszulage fest 111-01 (111-02)

2P Ausbilderzulage fest 111-01 (111-02) Das betreffende Personalmitglied hat eine Vollzeitaufgabe als
Lehrer, Ausbilder oder Übungsleiter für praktische Arbeiten
oder ist abberufen und einer Schule angegliedert.

2S EDV-Zulage einmalig 111-01 (111-02)

30 Kündigungszulage einmalig 111-01 (111-02)

35 Urlaubsgeld fest 112-01 (112-02)

3Q Zulage für
Vorruhestandsurlaub

fest 111-01 (111-02)

40 Abzug 106-02 Abzüge aller Art, die nicht näher zu spezifizieren sind (>4’ bezieht sich
auf einmalige Abzüge).

41 Abzug 106-02 Abzüge aller Art, die nicht näher zu spezifizieren sind (>4’ bezieht sich
auf einmalige Abzüge).

47 Abzug Naturalbezug 106-02 Dies ist ein Ausgleichskode für Kode 27 und betrifft nur den
Naturalbezug nach altem Statut.
Der Abzug ist im Sinne einer Rückforderung auf 106-02 als
Haushaltsaufkommen vorgesehen, wenn der Naturalbezug (27)
zu 100 % als Haushaltslast eingetragen ist. Aufgrund der
technischen Probleme wird dies nicht vorkommen.

5P Abzug 106-02 Es handelt sich um Abzüge für zu viel erhaltene Kinderzulagen (>5’
bezieht sich auf wiederholte Abzüge). Muss, wenn als Haushaltslast
eingetragen, manuell auch als Haushaltsaufkommen eingetragen
werden.

68 Kürzung Ferienzulagen 106-02 Es handelt sich um eine obligatorische Kürzung von 13,07% der
Ferienzulagen.
Muss als Haushaltsaufkommen eingetragen werden, wenn unter
Kode 35 die Ferienzulagen zu 100 % zu Lasten des Haushalt gebucht
sind.

6F Wochenendleistungen le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

6G Nachtleistungen le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)
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Kode Beschreibung Art Vorschlag Kommentar

6H Überarbeit Überstunden le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CA Wochenendleistungen le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CB Nachtleistungen le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CC Überarbeit Überstunden le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CJ Zulage für erreichbares und
rückrufbares Personal

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CK Zulage für erreichbares Per-
sonal

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CL Zulage für ununterbroche-
nen Dienst > 24 Stunden

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CM Zulage im Rahmen der Ein-
wanderungspolitik (Offi-
zierskader)

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CN Zulage im Rahmen der Ein-
wanderungspolitik (Perso-
nal im mittleren Dienst)

l e i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CO Zulage im Rahmen der Ein-
wanderungspolitik

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09) Pauschale Zulage für bestimmte Personalmitglieder, die mit der
Ausführung bestimmter Aufträge im Rahmen der Verwirkli-
chung der föderalen Einwanderungspolitik beauftragt sind.

CP Zulage - Einwanderung
(Offizierskader - halber
Betrag)

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CQ Zulage - Einwanderung
(Personal im mittleren
Dienst - halber Betrag)

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CR Zulage - Einwanderung
(Personal im einfachen
Dienst - halber Betrag)

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

CS Mentorzulage le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09) Personalmitgliedern gewährte Zulage (2,81 EUR pro Tag) für
Tage, an denen sie in der Tat als Mentor gehandelt haben.
Der Minister bestimmt, wer Mentor ist.
Der Mentor begleitet und bewertet Anwärter vor allem, was die
Umsetzung der erworbenen theoretischen Kenntnisse in die
Praxis betrifft.
Die Mentorrolle ist komplementär zur Ausbilderrolle (sie-
he Kode 2P).

CT Zulage für gelegentliche
Leistungen in der Luftfahrt

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

DA Zulage für
20 %-Nachtleistungen

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

DB Zulage für
35 %-Nachtleistungen

le i s tungs-
gebunden

111-08 (111-09)

IA Abzug für kostenlose
Wohnung

le i s tungs-
gebunden

111-01 (111-02) Abzug beim Beziehen einer «Staatswohnung» unter dem alten
Statut. Dieser Abzug zählt zu den Personalkosten und muss
eingetragen werden. Wenn die Wohnung von der Zone selbst
angeboten wird, wird der Abzug auf das eigene Zonenkonto
zurücküberwiesen. Zu diesem Zweck muss die Zone selbst die
festgestellten Anrechte z.B. auf 106-02 buchen.

JA Entschädigung -
Beteiligung an
Transportkosten

le i s tungs-
gebunden

121-01

JC Entschädigung -
Benutzung von
Privatwagen

le i s tungs-
gebunden

121-01

JE Entschädigung für reelle
Ermittlungskosten

le i s tungs-
gebunden

121-48 Tagesentschädigung, die dazu dient, Personalmitglieder für die
von ihnen in der Ausübung ihres Amtes getragenen kleinen
Ausgaben zu entschädigen. Es handelt sich um leistungsgebun-
dene Entschädigungen für Personal, das nicht auf funktioneller
Basis den Ermittlungsteams hinzugefügt wird.
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Kode Beschreibung Art Vorschlag Kommentar

JF Mahlzeiten le i s tungs-
gebunden

121-48 Es geht hier ausschließlich um eine Entschädigung, die an
Leistungen gebunden ist für Mahlzeiten während des Bereit-
schaftsdienstes.

MA Entschädigung - Telefon fest 121-48 Monatliche Entschädigung (13,39 EUR), die Personalmitglie-
dern außer Anwärtern für die Telefonkosten gewährt wird, die
sie aufgrund der Anforderungen bezüglich ihrer Verfügbarkeit
für den Dienst zu tragen haben.

MB Entschädigung -
Unterhalt der Uniform

fest 121-03 Monatliche Entschädigung (9,43 EUR), die dem Einsatzpersonal
für den Unterhalt der Uniform gewährt wird.

ME Entschädigung für reelle
Ermittlungskosten

fest 121-48 Monatliche Pauschalentschädigung (122,71 EUR) für die kleinen
Ausgaben, die die Personalmitglieder in der Ausübung ihres
Amtes zu tragen haben. Es handelt sich um eine Entschädigung
auf fester Basis, die für das Personal bestimmt ist, das den
Ermittlungsteams funktionell bedingt zugewiesen worden ist.

MF Entschädigung -
Polizeihund

fest 121-48 Monatliche Entschädigung (74,37 EUR pro Hund) für Personal-
mitglieder (neues Statut), die in der Ausübung ihres Dienstes
einen zugelassenen Hund benutzen, vorausgesetzt, dass nicht
der Staat, die Gemeinde oder eine Zone die Kosten übernimmt.
Diese Entschädigung ist komplementär zu 1P.

PA Entsendungszulage le i s tungs-
gebunden

111-01 (111-02)

QA Ergänzungszulage fest 111-01 (111-02) Feste Ergänzungszulage zur Ausgleichung der Differenz zwi-
schen dem niedrigeren Gehalt im neuen Statut und dem
höheren Gehalt im alten Statut (Sicherungsklausel).

SC Zweisprachigkeitszulage
(Grundkenntnisse)

fest 111-01 (111-02)

SD Zweisprachigkeitszulage
(gründliche Kenntnisse)

fest 111-01 (111-02)

SE Zweisprachigkeitszulage fest 111-01 (111-02) Ein Personalmitglied, das in einem Korps, einer Einheit, einem
Dienst oder einer Funktion bestimmt worden ist, wo die
Benutzung einer anderen Landessprache verlangt wird oder
wünschenswert ist, kommt je nach den Sprachkenntnissen, die
es besitzt, in den Genuss der entsprechenden Monatszulage.

TA Übergangszulage -
Befehlsstab

fest 111-01 (111-02) Feste Zulage für spezifische Dienstgrade (Überwachungs- und
Fahndungsbrigade, Brigadekommandant), die dazu dient, ein
bestimmtes Gehalt nach In-Kraft-Treten des Mammuterlasses zu
bewahren (analog zu Kode QA).

TB Zweisprachigkeitszulage
(altes Statut - GemPol)

fest 111-01 (111-02)

TC Diplomzulage fest 111-01 (111-02) Diplomzulage, die nicht dem Abzug für die Krankenversiche-
rung unterliegt.

TD Zulage -
Bereitschaftsdienst -
GemPol

fest 111-01 (111-02)

TF Mandatszulage fest 111-01 (111-02) Feste Zulage für Mandate aller Art (wird für Berechnung der
Pension in Betracht gezogen).

TG Mandatszulage fest 111-01 (111-02) Feste Zulage für Mandate aller Art (wird für Berechnung der
Pension in Betracht gezogen).

TH Mandatszulage fest 111-01 (111-02) Feste Zulage für Mandate aller Art (wird für Berechnung der
Pension in Betracht gezogen).

TI Mandatszulage fest 111-01 (111-02) Feste Zulage für Mandate aller Art (wird für Berechnung der
Pension in Betracht gezogen).

TJ Mandatszulage Typ 5 fest 111-01 (111-02)

TK Mandatszulage Typ 6 fest 111-01 (111-02)

TP Motorradfahrerzulage fest 111-01 (111-02)

TU Zulage für Bewachung
und Schutz

fest 111-01 (111-02) Funktionszulage für Personalmitglieder von Einheiten, die mit
Aufgaben spezialisierter Bewachung, spezialisierten Schutzes
oder mit spezialisierten Einsätzen beauftragt sind (Diane-
Gruppe, Schutz der Königlichen Familie, ...).

TV Zulage - bürgernahe
Polizei

fest 111-01 (111-02) Funktionszulage für Personalmitglieder im einfachen Dienst,
die zu Einheiten und Diensten gehören, die Aufgaben der
bürgernahen Polizei ausüben.
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Kode Beschreibung Art Vorschlag Kommentar

TW Zulage - Analyst für
Verbrechen oder
Strategie

fest 111-01 (111-02)

TY Ergänzungszulage
gerichtlicher Bereich

fest 111-01 (111-02) Abnehmende feste Zulage, die speziell Personalmitgliedern der
Ermittlungsteams gewährt wird.

TZ Ergänzungszulage -
gerichtlicher Bereich

fest 111-01 (111-02)

UB Motorradfahrerzulage
(Übergangszulage)

fest 111-01 (111-02)

UE Zulage -
Gehaltsergänzung
für Kleidung

fest 111-01 (111-02) Eine feste Zulage (etwa 750 EUR), die ehemalige Militärange-
hörige im neuen Statut beziehen. Diese Zulage ist jedoch völlig
unabhängig von allen Kleidungskosten, so dass sie als Netto-
entschädigung betrachtet werden kann.

UF Ausgleichszulage fest 111-01 (111-02) Ausgleichszulage (zwischen 1.950,43 EUR und 2.154,20 EUR
jährlich), die unter strikten Bedingungen dem Personal der
Ermittlungsteams gewährt wird.

UH Mandatszulage -
besonderer
Rechnungsführer

fest 111-01 (111-02) Durch K.E. vorgesehene spezifische Zulage (außerhalb des
Mammuterlasses)

UI Mandatszulage - Sekretär fest 111-01 (111-02)

UK Zulage - Gehaltszuschlag -
höhere Funktion

fest 111-01 (111-02)

UZ Zweisprachigkeitszulage fest 111-01 (111-02)

WA Diplomzulage fest 111-01 (111-02) Diplomzulage, die dem Abzug für die Krankenversicherung
unterliegt und indexiert werden kann.

WB Zulage - Diplom - fester
Betrag (ohne KIV)

fest 111-01 (111-02)

WC Zulage - stellvertretender
Korpschef - Gem.

fest 111-01 (111-02)

WZ Zweisprachigkeitszulage fest 111-01 (111-02)

YA Kopernikusprämie einmalig 111-01 (111-02)

Anlage II zum Ministeriellen Rundschreiben über die Richtlinien für die Polizeizone
zur Aufstellung des Polizeihaushaltsplans 2003

Kode PZ Gemeinde(n) Polizeizone Föderale Grunddotation in Euro
(theoretische föderale Grunddotation

2002 + Indexierung 1,5%)

5267 Genappe / Nivelles 2.142.750,50

5268 Braine-Le-Château / Ittre / Rebecq / Tubize 1.634.077,23

5269 La Hulpe / Lasne / Rixensart 1.353.923,18

5270 Chastre / Court-Saint-Etienne / Mont-Saint-Guibert / Villers-La-Ville / Walhain 1.137.875,30

5271 Wavre 1.504.822,55

5272 Beauvechain / Chaumont-Gistoux / Grez-Doiceau / Incourt 1.024.069,70

5273 Braine-l’Alleud 1.118.961,79

5274 Waterloo 1.100.127,90

5275 Ottignies-Louvain-La-Neuve 1.159.188,08

5276 Hélécine / Jodoigne / Orp-Jauche / Perwez / Ramillies 1.532.176,64

5277 Lüttich 17.739.231,99

5278 Neupré / Seraing 3.429.684,07

5279 Herstal 1.612.625,33

5280 Beyne-Heusay / Fléron / Soumagne 1.411.781,52

5281 Bassenge / Blégny / Dalhem / Juprelle / Oupeye / Visé 2.497.356,25

5282 Flémalle 1.077.509,10

5283 Aywaille / Chaudfontaine / Esneux / Sprimont / Trooz 2.369.700,76

5284 Ans / Saint-Nicolas 2.036.635,01
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Kode PZ Gemeinde(n) Polizeizone Föderale Grunddotation in Euro
(theoretische föderale Grunddotation

2002 + Indexierung 1,5%)

5285 Awans / Grâce-Hollogne 1.574.930,37

5286 Berloz / Crisnée / Donceel / Faimes / Fexhe-le-Haut-Clocher / Geer / Oreye /
Remicourt / Waremme

1.360.332,99

5287 Jalhay / Spa / Theux 1.746.766,11

5288 Aubel / Baelen / Herve / Limbourg / Olne / Plombières /
Thimister-Clermont / Welkenraedt

2.605.300,46

5289 Dison / Pepinster / Verviers 3.864.182,54

5290 Lierneux / Malmedy / Stavelot / Stoumont / Trois-Ponts / Weismes 1.982.173,98

5291 Amel / Büllingen / Bütgenbach / Burg-Reuland / Sankt Vith 2.141.197,05

5292 Eupen / Kelmis / Lontzen / Raeren 2.738.348,69

5293 Braives / Burdinne / Hannut / Héron / Lincent / Wasseiges 1.234.569,20

5294 Amay / Engis / Saint-Georges-Sur-Meuse / Verlaine / Villers-Le-Bouillet /
Wanze

1.996.776,43

5295 Huy 1.224.496,38

5296 Anthisnes / Clavier / Comblain-Au-Pont / Ferrières / Hamoir / Marchin /
Modave / Nandrin / Ouffet / Tinlot

2.248.960,47

5297 Arlon / Attert / Habay / Martelange 2.796.871,66

5298 Aubange / Messancy / Musson / Saint-Léger 1.415.231,92

5299 Chiny / Etalle / Florenville / Meix-Devant-Virton / Rouvroy / Tintigny / Virton 2.531.347,31

5300 Durbuy / Erezée / Gouvy / Hotton / Houffalize / LaRoche-en-Ardenne /
Manhay / Marche-en-Famenne / Nassogne / Rendeux / Tenneville / Vielsalm

5.346.448,56

5301 Bastogne / Bertogne / Fauvillers / Léglise / Libramont-Chevigny /
Neufchâteau / Sainte-Ode / Vaux-Sur-Sûre

4.211.803,54

5302 Bertrix / Bouillon / Daverdisse / Herbeumont / Libin / Paliseul /
Saint-Hubert / Tellin / Wellin

3.199.260,20

5303 Namur 5.736.730,86

5304 Eghezée / Gembloux / La Bruyère 1.407.141,04

5305 Andenne / Assesse / Fernelmont / Gesves / Ohey 2.250.226,61

5306 Floreffe / Fosse-La-Ville / Mettet / Profondeville 1.750.707,89

5307 Sambreville / Sombreffe 1.363.350,75

5308 Jemeppe-Sur-Sambre 625.253,40

5309 Florennes / Walcourt 1.370.581,57

5310 Beauraing / Bièvre / Gedinne / Vresse-Sur-Semois 1.439.410,95

5311 Couvin / Viroinval 1.468.994,30

5312 Anhée / Dinant / Hastière / Onhaye / Yvoir 2.995.450,99

5313 Houyet / Rochefort 1.266.546,46

5314 Ciney / Hamois / Havelange / Somme-Leuze 1.955.744,14

5315 Cerfontaine / Doische / Philippeville 1.553.234,42

5316 Antoing / Brunehaut / Rumes / Tournai 4.804.501,90

5317 Mouscron 2.512.760,74

5318 Comines-Warneton 1.301.402,38

5319 Belœil / Leuze-en-Hainaut 1.530.131,26

5320 Celles / Estaimpuis / Mont-de-l’Enclus / Pecq 1.178.564,66

5321 Bernissart / Péruwelz 1.801.014,63

5322 Ath 1.240.548,13

5323 Ellezelles / Flobecq / Frasnes-Lez-Anvaing / Lessines 1.833.969,88

5324 Mons / Quévy 6.389.579,15

5325 La Louvière 3.812.161,87

5326 Brugelette / Chièvres / Enghien / Jurbise / Lens / Silly 1.834.511,57

5327 Boussu / Colfontaine / Frameries / Quaregnon / Saint-Ghislain 4.644.835,14

5328 Braine-Le-Comte / Ecaussinnes / Le Rœulx / Soignies 3.064.836,23

5329 Dour / Hensies / Honnelles / Quiévrain 1.833.770,78
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Kode PZ Gemeinde(n) Polizeizone Föderale Grunddotation in Euro
(theoretische föderale Grunddotation

2002 + Indexierung 1,5%)

5330 Charleroi 14.296.956,00

5331 Aiseau-Presles / Châtelet / Farciennes 2.326.646,21

5332 Anderlues / Binche 1.874.831,05

5333 Erquelinnes / Estinnes / Lobbes / Merbes-Le-Château 1.477.444,28

5334 Beaumont / Chimay / Froidchapelle / Momignies / Sivry-Rance 1.866.989,21

5335 Chapelle-Lez-Herlaimont / Manage / Morlanwelz / Seneffe 2.455.899,57

5336 Courcelles / Fontaine l’Evêque 2.067.459,83

5337 Fleurus / Les Bons Villers / Pont-à-Celles 1.821.831,44

5338 Gerpinnes / Ham-Sur-Heure-Nalinnes / Montigny-Le-Tilleul / Thuin 1.878.599,22

5339 Brüssel / Elsene 35.715.667,16

5340 Ganshoren / Jette / Koekelberg / Sint-Agatha-Berchem / Sint-Jans-Molenbeek 9.033.538,99

5341 Anderlecht / Sint-Gillis / Vorst 11.896.539,31

5342 Oudergem / Ukkel / Watermaal-Bosvoorde 7.009.513,47

5343 Etterbeek / Sint-Lambrechts-Woluwe / Sint-Pieters-Woluwe 7.305.705,20

5344 Evere / Schaarbeek / Sint-Joost-ten-Node 11.054.833,02

5345 Antwerpen 31.110.516,16

5346 Zwijndrecht 609.391,02

5347 Boom / Hemiksem / Niel / Rumst / Schelle 1.885.130,33

5348 Kapellen / Stabroek 1.107.087,71

5349 Aartselaar / Edegem / Hove / Kontich / Lint 1.915.407,76

5350 Essen / Kalmthout / Wuustwezel 1.557.057,92

5351 Boechout / Borsbeek / Mortsel / Wijnegem / Wommelgem 2.329.269,62

5352 Brasschaat 1.224.271,88

5353 Schoten 1.077.399,94

5354 Ranst / Zandhoven 813.742,82

5355 Brecht / Malle / Schilde / Zoersel 2.166.394,35

5356 Bornem / Puurs / Sint-Amands 1.208.616,66

5357 Willebroek 804.623,49

5358 Mechelen 3.585.719,37

5359 Bonheiden / Duffel / Putte / Sint-Katelijne-Waver 1.809.751,98

5360 Lier 1.425.809,79

5361 Berlaar / Nijlen 967.713,49

5362 Heist-op-den-Berg 1.239.420,05

5363 Hoogstraten / Merksplas / Rijkevorsel 1.360.978,65

5364 Baarle-Hertog / Beerse / Kasterlee / Lille / Oud-Turnhout / Turnhout /
Vosselaar

3.890.445,41

5365 Herselt / Hulshout / Westerlo 1.460.409,42

5366 Geel / Laakdal / Meerhout 2.336.236,15

5367 Arendonk / Ravels / Retie 1.298.872,73

5368 Balen / Dessel / Mol 2.128.590,99

5369 Grobbendonk / Herentals / Herenthout / Olen / Vorselaar 2.007.259,04

5370 Diepenbeek / Hasselt / Zonhoven 4.662.776,18

5371 Lommel 1.139.959,92

5372 Hamont-Achel / Neerpelt / Overpelt 1.400.553,49

5373 Beringen / Ham / Tessenderlo 2.059.697,63

5374 Halen / Herk-de-Stad / Lummen 887.905,68

5375 Heusden-Zolder 998.778,98

5376 Gingelom / Nieuwerkerken / Sint-Truiden 1.966.757,92

5377 Hechtel-Eksel / Leopoldsburg / Peer 2.647.728,85

5378 Houthalen-Helchteren 993.158,55
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Kode PZ Gemeinde(n) Polizeizone Föderale Grunddotation in Euro
(theoretische föderale Grunddotation

2002 + Indexierung 1,5%)

5379 Alken / Borgloon / Heers / Kortessem / Wellen 1.741.710,98

5380 Herstappe / Tongeren 1.340.216,39

5381 Bilzen / Hoeselt / Riemst 2.379.114,07

5382 Voeren 601.068,84

5383 Dilsen-Stokkem / Maaseik 1.640.851,66

5384 As / Genk / Opglabbeek / Zutendaal 3.142.511,34

5385 Bocholt / Bree / Kinrooi / Meeuwen-Gruitrode 2.055.153,64

5386 Lanaken 1.094.993,60

5387 Maasmechelen 1.468.787,52

5388 Löwen 4.961.973,51

5389 Bekkevoort / Geetbets / Glabbeek / Kortenaken / Tielt-Winge 1.259.385,78

5390 Landen / Linter / Zoutleeuw 1.157.554,66

5391 Bierbeek / Boutersem / Holsbeek / Lubbeek 950.867,77

5392 Hoegaarden / Tienen 1.810.072,56

5393 Herent / Kortenberg 882.869,27

5394 Aarschot 1.047.814,46

5395 Boortmeerbeek / Haacht / Keerbergen 821.770,95

5396 Diest / Scherpenheuvel-Zichem 1.717.736,59

5397 Bertem / Huldenberg / Oud-Heverlee 809.792,68

5398 Tervuren 611.213,76

5399 Begijnendijk / Rotselaar / Tremelo 802.965,47

5400 Zaventem 1.338.346,94

5401 Kraainem / Wezembeek-Oppem 813.830,05

5402 Hoeilaart / Overijse 1.005.030,81

5403 Drogenbos / Linkebeek / Sint-Genesius-Rode 881.380,10

5404 Beersel 752.813,18

5405 Bever / Galmaarden / Gooik / Herne / Lennik / Pepingen 1.161.232,73

5406 Dilbeek 1.235.635,76

5407 Affligem / Liedekerke / Roosdaal / Ternat 1.381.710,14

5408 Asse / Merchtem / Opwijk / Wemmel 2.216.143,51

5409 Kapelle-op-den-Bos / Londerzeel / Meise 1.076.446,73

5410 Grimbergen 1.108.454,96

5411 Machelen / Vilvoorde 2.008.749,93

5412 Kampenhout / Steenokkerzeel / Zemst 1.120.168,65

5413 Halle 1.556.654,36

5414 Sint-Pieters-Leeuw 1.028.133,54

5415 Gent 14.834.717,53

5416 Lochristi / Moerbeke / Wachtebeke / Zelzate 2.134.513,56

5417 Eeklo / Kaprijke / Sint-Laureins 1.913.896,72

5418 Destelbergen / Melle / Merelbeke / Oosterzele 1.751.058,39

5419 De Pinte / Gavere / Nazareth / Sint-Martens-Latem 1.061.897,52

5420 Deinze / Zulte 1.570.961,56

5421 Assenede / Evergem 1.437.614,51

5422 Lovendegem / Nevele / Waarschoot / Zomergem 1.132.969,31

5423 Aalter / Knesselare 957.455,32

5424 Maldegem 1.100.941,53

5425 Kluisbergen / Kruishoutem / Oudenaarde / Wortegem-Petegem / Zingem 2.213.117,63

5426 Brakel / Horebeke / Maarkedal / Zwalm 1.255.464,74

5427 Ronse 1.227.633,87
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Kode PZ Gemeinde(n) Polizeizone Föderale Grunddotation in Euro
(theoretische föderale Grunddotation

2002 + Indexierung 1,5%)

5428 Geraardsbergen / Lierde 1.319.888,41

5429 Herzele / Sint-Lievens-Houtem / Zottegem 1.872.313,32

5430 Beveren 1.664.293,51

5431 Sint-Gillis-Waas / Stekene 1.320.542,50

5432 Sint-Niklaas 3.029.555,77

5433 Kruibeke / Temse 1.646.243,85

5434 Lokeren 1.537.584,03

5435 Hamme / Waasmunster 968.087,75

5436 Berlare / Zele 1.391.475,33

5437 Buggenhout / Lebbeke 909.422,02

5438 Laarne / Wetteren / Wichelen 1.566.747,95

5439 Denderleeuw / Haaltert 1.210.655,85

5440 Aalst 3.532.214,49

5441 Erpe-Mere / Lede 1.385.442,71

5442 Ninove 1.369.343,34

5443 Dendermonde 1.950.192,42

5444 Brügge 6.169.707,09

5445 Blankenberge / Zuienkerke 1.247.674,14

5446 Damme / Knokke-Heist 2.247.910,75

5447 Beernem / Oostkamp / Zedelgem 2.354.903,66

5448 Ardooie / Lichtervelde / Pittem / Ruiselede / Tielt / Wingene 2.565.477,96

5449 Oostende 3.968.983,90

5450 Bredene / De Haan 1.194.889,64

5451 Middelkerke 968.172,08

5452 Gistel / Ichtegem / Jabbeke / Oudenburg / Torhout 2.492.594,62

5453 Hooglede / Izegem / Roeselare 3.215.329,40

5454 Dentergem / Ingelmunster / Meulebeke / Oostrozebeke / Wielsbeke 1.371.678,48

5455 Ledegem / Menen / Wevelgem 2.416.166,77

5456 Kortrijk / Kuurne / Lendelede 4.034.171,79

5457 Anzegem / Avelgem / Spiere-Helkijn / Waregem / Zwevegem 2.573.964,48

5458 Deerlijk / Harelbeke 1.024.386,42

5459 Alveringem / Lo-Reninge / Veurne 1.370.179,25

5460 Diksmuide / Houthulst / Koekelare / Kortemark 2.225.778,08

5461 De Panne / Koksijde / Nieuwpoort 2.348.365,23

5462 Heuvelland / Ieper / Langemark-Poelkapelle / Mesen / Moorslede /
Poperinge / Staden / Vleteren / Wervik / Zonnebeke

5.835.451,61

Gesamtbetrag 513.102.532,00

Anlage III zum Ministeriellen Rundschreiben über die Richtlinien für die Polizeizone
zur Aufstellung des Polizeihaushaltsplans 2003

Kode Zone
Beitrag

gemeinsames
Material

Beitrag
AO-Kleidung Gesamtbetrag

5345 Antwerpen 500 19679,25 20180

5346 Zwijndrecht 690,5 691

5347 Boom/Hemiksem/Niel/Rumst/Schelle 1035,75 1036

5348 Kapellen/Stabroek 690,5 691

5349 Aartselaar/Edegem/Hove/Kontich/Lint 250 1933,4 2184

5350 Essen/Kalmthout/Wuustwezel 828,6 829
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Kode Zone
Beitrag

gemeinsames
Material

Beitrag
AO-Kleidung Gesamtbetrag

5351 Boechout/Borsbeek/Mortsel/Wijnegem/Wommelgem 0 1726,25 1727

5352 Brasschaat 690,5 691

5353 Schoten 828,6 829

5354 Ranst/Zandhoven 690,5 691

5355 Brecht/Malle/Schilde/Zoersel 1035,75 1036

5356 Bornem/Puurs/Sint-Amands 690,5 691

5357 Willebroek 690,5 691

5358 Mechelen 250 4695,4 4946

5359 Bonheiden/Duffel/Putte/Sint-Katelijne-Waver 1035,75 1036

5360 Lier 828,6 829

5361 Berlaar/Nijlen 690,5 691

5362 Heist-op-den-Berg 690,5 691

5363 Hoogstraten/Merksplas/Rijkevorsel 690,5 691

5364 Baarle-Hertog/Beerse/Kasterlee/Lille/Oud-Turnhout/Turnhout/
Vosselaar

250 2969,15 3220

5365 Herselt/Hulshout/Westerlo 690,5 691

5366 Geel/Laakdal/Meerhout 0 1726,25 1727

5367 Arendonk/Ravels/Retie 690,5 691

5368 Balen/Dessel/Mol 1035,75 1036

5369 Grobbendonk/Herentals/Herenthout/Olen/Vorselaar 1035,75 1036

5370 Diepenbeek/Hasselt/Zonhoven 250 4004,9 4255

5371 Lommel 690,5 691

5372 Hamont-Achel/Neerpelt/Overpelt 690,5 691

5373 Beringen/Ham/Tessenderlo 0 1726,25 1727

5374 Halen/Herk-de-Stad/Lummen 690,5 691

5375 Heusden-Zolder 690,5 691

5376 Gingelom/Nieuwerkerken/Sint-Truiden 250 1933,4 2184

5377 Hechtel-Eksel/Leopoldsburg/Peer 828,6 829

5378 Houthalen-Helchteren 690,5 691

5379 Alken/Borgloon/Heers/Kortessem/Wellen 690,5 691

5380 Herstappe/Tongeren 690,5 691

5381 Bilzen/Hoeselt/Riemst 828,6 829

5382 Voeren 0 0

5383 Dilsen-Stokkem/Maaseik 690,5 691

5384 As/Genk/Opglabbeek/Zutendaal 250 3659,65 3910

5385 Bocholt/Bree/Kinrooi/Meeuwen-Gruitrode 690,5 691

5386 Lanaken 690,5 691

5387 Maasmechelen 690,5 691

5415 Gent 500 12774,25 13275

5416 Lochristi/Moerbeke/Wachtebeke/Zelzate 828,6 829

5417 Eeklo/Kaprijke/Sint-Laureins 828,6 829

5418 Destelbergen/Melle/Merelbeke/Oosterzele 0 1726,25 1727

5419 De Pinte/Gavere/Nazareth/Sint-Martens-Latem 690,5 691

5420 Deinze/Zulte 828,6 829

5421 Assenede/Evergem 690,5 691

5422 Lovendegem/Nevele/Waarschoot/Zomergem 690,5 691

5423 Aalter/Knesselare 690,5 691

5424 Maldegem 690,5 691

5425 Kluisbergen/Kruishoutem/Oudenaarde/Wortegem-Petegem/Zingem 0 1726,25 1727

5426 Brakel/Horebeke/Maarkedal/Zwalm 690,5 691
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Kode Zone
Beitrag

gemeinsames
Material

Beitrag
AO-Kleidung Gesamtbetrag

5427 Ronse 690,5 691

5428 Geraardsbergen/Lierde 690,5 691

5429 Herzele/Sint-Lievens-Houtem/Zottegem 828,6 829

5430 Beveren 828,6 829

5431 Sint-Gillis-Waas/Stekene 690,5 691

5432 Sint-Niklaas 250 2969,15 3220

5433 Kruibeke/Temse 828,6 829

5434 Lokeren 828,6 829

5435 Hamme/Waasmunster 690,5 691

5436 Berlare/Zele 690,5 691

5437 Buggenhout/Lebbeke 690,5 691

5438 Laarne/Wetteren/Wichelen 828,6 829

5439 Denderleeuw/Haaltert 690,5 691

5440 Aalst 250 3659,65 3910

5441 Erpe-Mere/Lede 690,5 691

5442 Ninove 690,5 691

5443 Dendermonde 0 1726,25 1727

5444 Brugge 250 5040,65 5291

5445 Blankenberge/Zuienkerke 828,6 829

5446 Damme/Knokke-Heist 1035,75 1036

5447 Beernem/Oostkamp/Zedelgem 828,6 829

5448 Ardooie/Lichtervelde/Pittem/Ruiselede/Tielt/Wingene 1035,75 1036

5449 Oostende 0 3797,75 3798

5450 Bredene/De Haan 828,6 829

5451 Middelkerke 690,5 691

5452 Gistel/Ichtegem/Jabbeke/Oudenburg/Torhout 0 1726,25 1727

5453 Hooglede/Izegem/Roeselare 250 2969,15 3220

5454 Dentergem/Ingelmunster/Meulebeke/Oostrozebeke/Wielsbeke 690,5 691

5455 Ledegem/Menen/Wevelgem 0 1726,25 1727

5456 Kortrijk/Kuurne/Lendelede 250 4004,9 4255

5457 Anzegem/Avelgem/Spiere-Helkijn/Waregem/Zwevegem 0 1726,25 1727

5458 Deerlijk/Harelbeke 690,5 691

5459 Alveringem/Lo-Reninge/Veurne 690,5 691

5460 Diksmuide/Houthulst/Koekelare/Kortemark 828,6 829

5461 De Panne/Koksijde/Nieuwpoort 0 1726,25 1727

5462 Heuvelland/Ieper/Langemark-Poelkapelle/Mesen/Moorslede/
Poperinge/Staden/Vleteren/Wervik/Zonnebeke

250 3659,65 3910

5388 Leuven 250 5731,15 5982

5389 Bekkevoort/Geetbets/Glabbeek/Kortenaken/Tielt-Winge 690,5 691

5390 Landen/Linter/Zoutleeuw 690,5 691

5391 Bierbeek/Boutersem/Holsbeek/Lubbeek 690,5 691

5392 Hoegaarden/Tienen 0 1519,1 1520

5393 Herent/Kortenberg 690,5 691

5394 Aarschot 690,5 691

5395 Boortmeerbeek/Haacht/Keerbergen 690,5 691

5396 Diest/Scherpenheuvel-Zichem 828,6 829

5397 Bertem/Huldenberg/Oud-Heverlee 690,5 691

5398 Tervuren 690,5 691

5399 Begijnendijk/Rotselaar/Tremelo 690,5 691

5400 Zaventem 690,5 691
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5401 Kraainem/Wezembeek-Oppem 690,5 691

5402 Hoeilaart/Overijse 690,5 691

5403 Drogenbos/Linkebeek/Sint-Genesius-Rode 690,5 691

5404 Beersel 690,5 691

5405 Bever/Galmaarden/Gooik/Herne/Lennik/Pepingen 690,5 691

5406 Dilbeek 690,5 691

5407 Affligem/Liedekerke/Roosdaal/Ternat 828,6 829

5408 Asse/Merchtem/Opwijk/Wemmel 0 1726,25 1727

5409 Kapelle-op-den-Bos/Londerzeel/Meise 690,5 691

5410 Grimbergen 690,5 691

5411 Machelen/Vilvoorde 250 1933,4 2184

5412 Kampenhout/Steenokkerzeel/Zemst 690,5 691

5413 Halle 0 1519,1 1520

5414 Sint-Pieters-Leeuw 690,5 691

5339 Bruxelles/Ixelles//Brussel/Elsene 500 19679,25 20180

5340 Berchem-Sainte-Agathe/Ganshoren/Jette/Koekelberg/
Molenbeek-Saint-Jean/-
Ganshoren/Jette/Koekelberg/Sint-Agatha-Berchem/Sint-Jans-
Molenbeek

250 8147,9 8398

5341 Anderlecht/Saint-Gilles/Forest
Anderlecht/Sint-Gillis/Vorst

250 9874,15 10125

5342 Auderghem/Uccle/Watermael-Boitsfort
Oudergem/Ukkel/Watermaal-Bosvoorde

250 6076,4 6327

5343 Etterbeek/Woluwe-Saint-Lambert/Woluwe-Saint-Pierre
Etterbeek/Sint-Lambrechts-Woluwe/Sint-Pieters-Woluwe

250 5040,65 5291

5344 Evere/Schaerbeek/Saint-Josse-ten-Noode
Evere/Schaarbeek/Sint-Joost-ten-Node

250 9874,15 10125

5267 Genappe/Nivelles 0 1726,25 1727

5268 Braine-Le-Château/Ittre/Rebecq/Tubize 828,6 829

5269 La Hulpe/Lasne/Rixensart 828,6 829

5270 Chastre/Court-Saint-Etienne/Mont-Saint-Guibert/Villers-La-
Ville/Walhain

690,5 691

5271 Wavre 828,6 829

5272 Beauvechain/Chaumont-Gistoux/Grez-Doiceau/Incourt 690,5 691

5273 Braine-l’Alleud 690,5 691

5274 Waterloo 690,5 691

5275 Ottignies-Louvain-La-Neuve 690,5 691

5276 Hélécine/Jodoigne/Orp-Jauche/Perwez/Ramillies 690,5 691

5303 Namur 500 5869,25 6370

5304 Eghezée/Gembloux/La Bruyère 828,6 829

5305 Andenne/Assesse/Fernelmont/Gesves/Ohey 0 1519,1 1520

5306 Floreffe/Fosse-La-Ville/Mettet/Profondeville 690,5 691

5307 Sambreville/Sombreffe 828,6 829

5308 Jemeppe-Sur-Sambre 690,5 691

5309 Florennes/Walcourt 690,5 691

5310 Beauraing/Bièvre/Gedinne/Vresse-Sur-Semois 690,5 691

5311 Couvin/Viroinval 690,5 691

5312 Anhée/Dinant/Hastière/Onhaye/Yvoir 0 1726,25 1727

5313 Houyet/Rochefort 690,5 691

5314 Ciney/Hamois/Havelange/Somme-Leuze 690,5 691

5315 Cerfontaine/Doische/Philippeville 690,5 691

5277 Liège 500 12774,25 13275
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5278 Neupré/Seraing 250 2969,15 3220

5279 Herstal 1035,75 1036

5280 Beyne-Heusay/Fléron/Soumagne 828,6 829

5281 Bassenge/Blégny/Dalhem/Juprelle/Oupeye/Visé 0 1726,25 1727

5282 Flémalle 828,6 829

5283 Aywaille/Chaudfontaine/Esneux/Sprimont/Trooz 0 1726,25 1727

5284 Ans/Saint-Nicolas 1035,75 1036

5285 Awans/Grâce-Hollogne 690,5 691

5286 Berloz/Crisnée/Donceel/Faimes/Fexhe-le-Haut-Clocher/
Geer/Oreye/ Remicourt/Waremme

690,5 691

5287 Jalhay/Spa/Theux 690,5 691

5288 Aubel/Baelen/Herve/Limbourg/Olne/Plombières/Thimister-
Clermont/Welkenraedt

0 1519,1 1520

5289 Dison/Pepinster/Verviers 250 3659,65 3910

5290 Lierneux/Malmedy/Stavelot/Stoumont/Trois-Ponts/Waimes 690,5 691

5291 Amel/Büllingen/Bütgenbach/Burg-Reuland/Sankt Vith 690,5 691

5292 Eupen/Kelmis/Lontzen/Raeren 0 1519,1 1520

5293 Braives/Burdinne/Hannut/Héron/Lincent/Wasseiges 690,5 691

5294 Amay/Engis/Saint-Georges-Sur-Meuse/Verlaine/Villers-Le-
Bouillet/Wanze

828,6 829

5295 Huy 0 1519,1 1520

5296 Anthisnes/Clavier/Comblain-Au-Pont/Ferrières/Hamoir/Marchin/
Modave/Nandrin/Ouffet/Tinlot

828,6 829

5297 Arlon/Attert/Habay/Martelange 0 1726,25 1727

5298 Aubange/Messancy/Musson/Saint-Léger 690,5 691

5299 Chiny/Etal le/Florenvi l le/Meix-Devant-
Virton/Rouvroy/Tintigny/Virton

690,5 691

5300 Durbuy/Erezée/Gouvy/Hotton/Houffa l ize/LaRoche-en-
Ardenne/Manhay/Marche-en-Famenne/Nassogne/
Rendeux/Tenneville/Vielsalm

250 1933,4 2184

5301 Bastogne/Bertogne/Fauvi l lers/Légl ise/Libramont-
Chevigny/Neufchâteau/Sainte-Ode/Vaux-Sur-Sûre

0 1726,25 1727

5302 Bertrix/Bouillon/Daverdisse/Herbeumont/Libin/Paliseul/
Saint-Hubert/Tellin/Wellin

1035,75 1036

5316 Antoing/Brunehaut/Rumes/Tournai 250 2969,15 3220

5317 Mouscron 250 1933,4 2184

5318 Comines-Warneton 690,5 691

5319 Belœil/Leuze-en-Hainaut 690,5 691

5320 Celles/Estaimpuis/Mont-de-l’Enclus/Pecq 690,5 691

5321 Bernissart/Péruwelz 690,5 691

5322 Ath 690,5 691

5323 Ellezelles/Flobecq/Frasnes-lez-Anvaing/Lessines 0 1519,1 1520

5324 Mons/Quévy 250 5040,65 5291

5325 La Louvière 0 2762 2762

5326 Brugelette/Chièvres/Enghien/Jurbise/Lens/Silly 828,6 829

5327 Boussu/Colfontaine/Frameries/Quaregnon/Saint-Ghislain 250 3659,65 3910

5328 Braine-Le-Comte/Ecaussinnes/Le Rœulx/Soignies 0 1726,25 1727

5329 Dour/Hensies/Honnelles/Quiévrain 828,6 829

5330 Charleroi 500 12083,75 12584

5331 Aiseau-Presles/Châtelet/Farciennes 250 1933,4 2184

5332 Anderlues/Binche 1035,75 1036

5333 Erquelinnes/Estinnes/Lobbes/Merbes-le-Château 690,5 691
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